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. Gesetz
zur Anderung des Niedersiachsischen
Justizvollzugsgesetzes

Vom 15. Juni 2017

Der Niedersédchsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Anderung des Niedersichsischen
Justizvollzugsgesetzes

Das Niedersédchsische Justizvollzugsgesetz in der Fassung
vom 8. April 2014 (Nds. GVBL. S. 106) wird wie folgt gedndert:

1.

172

§ 2 Abs. 3 wird wie folgt gedndert:
a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.
b) Es wird der folgende Satz 2 angefiigt:

,’Die Einsicht der Gefangenen in das Unrecht ihrer
Straftaten und ihre Bereitschaft, fiir deren Folgen ein-
zustehen, sollen geweckt und geférdert werden.“

. § 6 Abs. 2 Satz 1 erhalt folgende Fassung:

,»'Der oder dem Gefangenen sollen geeignete Mafinahmen
angeboten werden, die sie oder ihn darin unterstiitzen,
Verantwortung fiir ihre oder seine Straftat und deren Fol-
gen zu iibernehmen, sowie ihr oder ihm die Chance eroff-
nen, sich nach VerbiiBung der Strafe in die Gesellschaft
einzugliedern.”

. In § 7 wird nach dem Wort , Jugendgerichtsgesetzes“ der

Klammerzusatz ,,(JGG)“ eingeftigt.

§ 9 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gedndert:
aa) Nummer 5 wird gestrichen.

bb) Die bisherigen Nummern 6 bis 8 werden Num-
mern 5 bis 7.

b) In Absatz 2 werden die Worte ,,und die Ursachen der*
durch die Worte ,,sowie die Ursachen und Folgen ih-
rer oder seiner” ersetzt.

. § 15 Abs. 1 wird wie folgt gedndert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.
b) Es wird der folgende Satz 2 angefugt:

’Dabei sind die Interessen der durch ihre oder seine
Straftaten Verletzten sowie das Schutzinteresse ge-
fahrdeter Dritter zu beriicksichtigen.”

. §16 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 wird wie folgt gedndert:

a) InBuchstabe a wird nach dem Wort ,,Strafgesetzbuchs”
der Klammerzusatz ,,(StGB)“ eingefiigt.

b) In Buchstabe b werden die Worte ,,des Strafgesetzbuchs”
durch die Abkiirzung ,,StGB* ersetzt.

. § 25 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 2 werden die Worte ,,eine Stunde“ durch
die Worte ,,vier Stunden® ersetzt.

bb) Satz 3 wird gestrichen.

b) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.
bb) Es wird der folgende Satz 2 angefugt:

»“Nach Satz 1 sollen auch mehrstiindige unbeauf-
sichtigte Besuche (Langzeitbesuche) von Angeho-
rigen im Sinne des Strafgesetzbuchs sowie von
Personen, die einen giinstigen Einfluss erwarten
lassen, zugelassen werden, soweit die oder der
Gefangene daftr geeignet ist.”

10.

11.

12.

13.

14.

c) Es wird der folgende neue Absatz 3 eingefiigt:

»(3) 'Bei der Festlegung der Dauer und Héaufigkeit
der Besuche sowie der Besuchszeiten sind auch die
allgemeinen Lebensverhéltnisse der Besucherinnen
und Besucher, insbesondere diejenigen von Familien
mit minderjihrigen Kindern, zu beriicksichtigen. *Das
Nahere regelt die Hausordnung.”

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.

In § 27 Satz 3 wird die Angabe ,,Abs. 3“ durch die Angabe
»Abs. 4“ ersetzt.

In § 30 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte ,nach § 129 a,
auch in Verbindung mit § 129 b Abs. 1, des Strafgesetz-
buchs (StGB)“ durch die Worte ,nach § 129 a StGB, auch
in Verbindung mit § 129 b Abs. 1 StGB,“ ersetzt.

§ 38 Abs. 2 erhiilt folgende Fassung:

,»(2) "Maflnahmen nach § 9 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 sind
wihrend der Arbeitszeit zuzulassen, soweit dies im Rah-
men der Vollzugsplanung zur Erreichung des Vollzugs-
zieles nach § 5 Satz 1 erforderlich ist. *Sonstige vollzug-
liche Mafinahmen sollen wéhrend der Arbeitszeit zuge-
lassen werden, soweit dies im tiberwiegenden Interesse
der oder des Gefangenen oder aus einem anderen wichti-
gen Grund erforderlich ist.”

§ 39 Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt gedndert:

a) Am Ende der Nummer 3 wird das Wort ,und“ durch
ein Komma ersetzt.

b) Am Ende der Nummer 4 wird das Komma durch das
Wort ,,und” ersetzt.

c) Es wird die folgende Nummer 5 eingeftigt:

»5. in denen die oder der Gefangene eine angebotene
Arbeit oder angemessene Beschiftigung wihrend
des Vollzuges der vorausgehenden Untersuchungs-
haft ausgetibt hat,”.

§ 40 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 3 wird wie folgt gedndert:
aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.
bb) Es werden die folgenden Sétze 2 und 3 angefiigt:

»“Nimmt die oder der Gefangene wihrend der Ar-
beitszeit an im Vollzugsplan angegebenen Maf}-
nahmen nach § 9 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 teil, so erhélt
sie oder er fiir die Dauer des Ausfalls der Arbeit
eine Entschiddigung in Hohe des Arbeitsentgelts.
%§ 39 Abs. 4 Satz 2 gilt entsprechend.”

b) In Absatz 10 Satz 4 Halbsatz 1werden nach den Wor-
ten , Freiheitsstrafe oder” die Worte , Freiheitsstrafe mit
angeordneter oder vorbehaltener” eingefiigt.

§ 43 wird wie folgt gedndert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

b) Es werden die folgenden Sétze 2 und 3 angefiigt:
»’Das Taschengeld wird zu Beginn des Monats im
Voraus gewdhrt. *Gehen der oder dem Gefangenen im

laufenden Monat Gelder zu, so werden diese bis zur
Hohe des gewdhrten Taschengeldes einbehalten.”

Dem § 45 Abs. 1 wird der folgende Satz 3 angefiigt:

»°Gelder, die der oder dem Gefangenen zur Verwendung
wéhrend einer Lockerung ausgezahlt und nicht verbraucht
werden, sind nach Beendigung der Lockerung dem Konto
gutzuschreiben, von dem sie ausgezahlt worden sind.“



15.

16.

17.

18.

19.
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§ 46 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) Am Ende der Nummer 2 wird das Wort ,,sowie”
durch ein Komma ersetzt.

bb) In Nummer 3 werden nach den Worten ,fiir die“
das Wort ,,Gefangene“ eingefiigt und am Ende der
Punkt durch das Wort ,,sowie“ ersetzt.

cc) Es wird die folgende Nummer 4 angefiigt:

,4. aus anderen regelméifBigen Einkinften, sofern
die oder der Gefangene nicht zur Arbeit ver-
pflichtet ist, zu einem angemessenen Teil.”

b) Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

»(2) "Auf das Hausgeldkonto darf bis zu zwolf Mal
jahrlich ein zusétzlicher Geldbetrag tiberwiesen oder
eingezahlt werden. “Die Summe dieser Betrdge darf den
zwolffachen Tagessatz der Eckvergiitung nach § 40
Abs. 1 Satz 2 pro Jahr nicht tibersteigen.”

In § 47 Abs. 4 werden nach dem Wort ,Eingliederung”
die Worte ,,oder dem Ausgleich eines durch ihre oder sei-
ne Straftaten verursachten Schadens” eingefiigt.

§ 68 Abs. 4 wird wie folgt gedndert:
a) Es wird der folgende neue Satz 2 eingefiigt:

,’Die Vollzugsbehérden sind nach Mafigabe des Sat-
zes 1 insbesondere verpflichtet, der fir die Fithrungs-
aufsicht nach § 68 a StGB zustdndigen Aufsichtsstelle
und den mit der Bewdhrungshilfe befassten Stellen
die zur Vorbereitung und Durchfithrung der Fihrungs-
aufsicht und der Bewdhrungshilfe erforderlichen In-
formationen rechtzeitig vor der moglichen Entlassung
der oder des Gefangenen zu tibermitteln.”

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.
§ 69 Abs. 2 wird wie folgt gedndert:

a) In Satz 2 werden die Worte ,,die Regelung” durch die
Worte ,,den Ausgleich” ersetzt.

b) Satz 3 erhélt folgende Fassung:

,°In geeigneten Fillen sollen der oder dem Gefange-
nen zur Durchfithrung von Maflnahmen zur Wieder-
gutmachung der Folgen ihrer oder seiner Straftat,
insbesondere eines Téter-Opfer-Ausgleichs, Stellen und
Einrichtungen auflerhalb des Justizvollzuges benannt
werden.”

§ 81 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

»(1) Gegen eine Gefangene oder einen Gefangenen
kann eine besondere Sicherungsmafinahme angeord-
net werden, wenn nach ihrem oder seinem Verhalten
oder aufgrund ihres oder seines seelischen Zustandes
in erhohtem Mafle Fluchtgefahr oder die Gefahr von
Gewalttatigkeiten gegen Personen oder Sachen oder
die Gefahr der Selbsttotung oder der Selbstverletzung
besteht und wenn die Mafinahme zur Abwendung der
Gefahr unerlésslich ist.”

b) In Absatz 2 Nr. 2 werden die Worte ,,bei Nacht“ durch
die Worte ,,der oder des Gefangenen, auch mit techni-
schen Hilfsmitteln“ ersetzt.

c) Absatz 3 erhilt folgende Fassung:

,,(3) Eine Maflnahme nach Absatz 2 Nrn. 1 und 3 bis 5
ist auch zuléssig, wenn sie zur Abwendung der Ge-
fahr einer Befreiung oder einer erheblichen Stérung
der Ordnung der Anstalt unerlasslich ist.”

d) In Absatz 4 werden nach dem Wort ,,wenn“ die Worte
,konkrete Anhaltspunkte die Annahme begriinden,
dass“ eingefugt.

20.

21.

22.

23.

Nach § 81 wird der folgende § 81 a eingefiigt:

»§8la
Beobachtung

(1) Die Beobachtung mit technischen Hilfsmitteln ist
nur in besonders dafiir vorgesehenen Rdumen und in be-
sonders gesicherten Haftrdumen (§ 81 Abs. 2 Nr. 5) zulds-

sig.

(2) "Bei der Beobachtung ist das Schamgefiihl der oder
des Gefangenen zu schonen. *Die Beobachtung des Toilet-
tenbereichs ist unzuléssig.”

In § 82 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte ,,an der Freistunde®
durch die Worte ,,am Aufenthalt im Freien* ersetzt.

§ 84 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 2 erhalt folgende Fassung:
,’Die Anordnung ist schriftlich zu begriinden.*
bb) Satz 3 wird gestrichen.
b) Es wird der folgende neue Absatz 2 eingefiigt:

»(2) 'Bei Gefahr im Verzug kénnen auch andere Jus-
tizvollzugsbedienstete besondere Sicherungsmafinah-
men vorldufig anordnen; Absatz 1 Satz 2 findet keine
Anwendung. *Die Entscheidung der Anstaltsleiterin
oder des Anstaltsleiters ist unverziiglich einzuholen;
Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.”

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.
d) Es wird der folgende Absatz 4 angeftigt:

,»(4) Die Anordnung ist unverziiglich zu widerrufen,
wenn die Anordnungsvoraussetzungen nicht mehr
vorliegen.“

§ 93 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 Satz 2 erhilt folgende Fassung:

,’Eine Mafinahme nach Satz 1 ist auch zuléssig, wenn
von einer oder einem Gefangenen eine schwerwiegende
Gefahr fiir das Leben oder die Gesundheit einer ande-
ren Person ausgeht, die Maflnahme verhiltnisméafig
ist und

1. die oder der Gefangene durch eine Arztin oder ei-
nen Arzt iber Notwendigkeit, Art, Umfang, Dauer,
zu erwartende Folgen und Risiken der Mafinahme
in einer ihrer oder seiner Auffassungsgabe und ih-
rem oder seinem Gesundheitszustand angemesse-
nen Weise informiert wurde sowie

2. der ernsthafte und ohne Ausiibung von Druck un-
ternommene Versuch einer Arztin oder eines Arz-
tes, eine Einwilligung oder, wenn die oder der
Gefangene zur Einsicht in das Vorliegen der Ge-
fahr und die Notwendigkeit der Maflinahme oder
zum Handeln geméaf solcher Einsicht krankheits-
bedingt nicht fihig ist, ein Einverstindnis zu der
Mafinahme zu erreichen, erfolglos geblieben ist.”

b) Absatz 3 Nrn. 2 bis 4 erhélt folgende Fassung:

,2. eine Information geméaf} Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 er-
folgt ist,

3. der entsprechend Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 unternom-
mene Versuch, ein Einverstindnis zu erreichen,
erfolglos geblieben ist,

4. die Mafinahme zur Abwendung der Gefahr nach
Absatz 2 geeignet, nach ihrer geplanten Art und
Dauer einschlieflich der Auswahl und Dosierung
der Medikamente sowie der begleitenden Kontrol-
len erforderlich ist, weniger eingreifende Mafinah-
men aussichtlos sind und*.



24.

25.

26.

27.

28.

29.
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c) Absatz 4 Satz 3 erhélt folgende Fassung:

,*Die Durchfiihrung einer Mafinahme nach den Ab-
sdtzen 1 oder 2 ist unter Angabe der Griinde fiir ihre
Anordnung, ihres Zwangscharakters, der Art und Weise
ihrer Durchfiihrung, der vorgenommenen Kontrollen
und der Uberwachung der Wirksamkeit zu dokumen-
tieren.”

d) Absatz 5 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 1 erhalt folgende Fassung:

,»'Die Anordnung einer Mafinahme nach Absatz 1
Satz 2 oder Absatz 2 ist der oder dem Gefangenen
vor ihrer Durchfiihrung schriftlich bekannt zu ge-
ben.“

bb) Es wird der folgende neue Satz 2 eingefiigt:

“Dabei sind die Art und Dauer der Mafnahme
einschlieflich der Auswahl und Dosierung der
Medikamente und der begleitenden Kontrollen
sowie die Intensitét der erforderlichen &rztlichen
Uberwachung anzugeben.“

cc) Die bisherigen Satze 2 und 3 werden Sitze 3 und 4.

e) In Absatz 6 werden nach dem Wort ,in“ die Worte
,Absatz 1 Satz 2 Nrn. 1 und 2, eingefiigt.

§ 95 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) Nummer 7 wird gestrichen.
bb) Die bisherige Nummer 8 wird Nummer 7.

b) In Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe ,bis 7“ durch die
Angabe ,bis 6“ ersetzt.

§ 96 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 3 wird gestrichen.

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3.
§ 110 Abs. 1 wird wie folgt geédndert:

a) Nummer 7 wird gestrichen.

b) Die bisherigen Nummern 8 bis 12 werden Nummern 7
bis 11.

Nach § 111 wird der folgende § 111 a eingeftigt:

»§111a
Arbeitspflicht, Entschddigung

(1) Abweichend von § 38 Abs. 2 Satz 1 sind Mafinah-
men nach § 110 Abs. 1 Nrn. 1, 2 und 5 wihrend der Ar-
beitszeit zuzulassen, soweit dies im Rahmen der Voll-
zugsplanung zur Erreichung der Vollzugsziele nach § 5
Satz 1 oder § 107 erforderlich ist.

(2) § 40 Abs. 3 Satz 2 gilt mit der Mafigabe, dass die
oder der Gefangene eine Entschadigung fiir die Teilnahme
an einer nach Absatz 1 zugelassenen Mafinahme erhalt.”

§ 117 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gedndert:
aa) Nummer 5 wird gestrichen.

bb) Die bisherigen Nummern 6 bis 9 werden Num-
mern 5 bis 8.

b) In Absatz 2 werden die Worte ,,und die Ursachen der*
durch die Worte ,,sowie die Ursachen und Folgen ih-
rer oder seiner” ersetzt.

§ 123 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 2 wird das Wort ,,vier” durch das Wort ,,sechs”
ersetzt.

30.

31.

32.

33.

34.

35.

36.

37.

b) Absatz 3 Satz 2 erhilt folgende Fassung:
,°§ 25 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend.“

c¢) In Absatz 6 Satz 1 werden die Worte ,,des Jugendge-
richtsgesetzes” durch die Abkiirzung ,,JGG“ ersetzt.

§ 124 Abs. 4 wird wie folgt gedndert:

a) Der bisherige Satz 2 wird durch die folgenden neuen
Sédtze 2 und 3 ersetzt:

»,“Maflnahmen nach § 117 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 sind
wihrend der Arbeitszeit zuzulassen, soweit dies im
Rahmen des Erziehungs- und Férderplans zur Errei-
chung des Vollzugszieles nach § 113 Satz 1 erforderlich
ist. *Sonstige vollzugliche Mafinahmen sollen zugelas-
sen werden, soweit dies im iiberwiegenden Interesse
der oder des Gefangenen oder aus einem anderen
wichtigen Grund erforderlich ist.”

b) Es wird der folgende Satz 4 angefiigt:

»'§ 40 Abs. 3 Satz 2 gilt mit der Mafigabe, dass die
oder der Gefangene eine Entschddigung fiir die Teil-
nahme an den nach Satz 2 zugelassenen vollzugli-
chen Mafinahmen erhalt.”

Der Uberschrift des Sechsten Kapitels im Vierten Teil
werden ein Komma und die Worte ,,gerichtlicher Rechts-
schutz“ angefiigt.

§ 130 Abs. 2 wird wie folgt geédndert:

a) In Satz 2 werden die Worte ,sowie § 95 Abs. 1 Nr. 7
finden“ durch das Wort ,findet“ ersetzt.

b) In Satz 3 wird die Verweisung ,§ 95 Abs. 1 Nr. 8“
durch die Verweisung ,,§ 95 Abs. 1 Nr. 7“ ersetzt.

Nach § 131 wird der folgende § 131 a eingeftigt:

,§131a
Gerichtlicher Rechtsschutz

Gegen eine Mafinahme zur Regelung einzelner Angele-
genheiten auf dem Gebiet der Jugendstrafe kann gericht-
liche Entscheidung nach Mafgabe des § 92 JGG beantragt
werden.”

In § 132 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte ,,des Jugendge-
richtsgesetzes” durch die Abkiirzung ,,JGG“ ersetzt.

In § 142 Abs. 3 Satz 2 wird der Klammerzusatz ,(§ 152
Abs. 3 Satz 2)“ durch den Klammerzusatz ,,(§ 40 Abs. 1
Satz 2)“ ersetzt.

In § 143 Abs. 1 Halbsatz 2 wird die Angabe ,,und 2“ durch
die Angabe ,bis 3“ ersetzt.

§ 152 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 3 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 2 wird gestrichen.

bb) Der bisherige Satz 3 wird Satz 2 und wie folgt ge-
dndert:

Nach der Angabe ,,§ 40“ wird die Angabe ,,Abs. 1
Satz 2, eingefiigt.

b) Absatz 4 wird wie folgt gedndert:

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und wie folgt
gedndert:

Die Worte ,,auf ihre oder seine Kosten“ werden
gestrichen.

bb) Es wird der folgende Satz 2 angeftigt:

»’Nimmt die oder der Gefangene an einer Maf-
nahme der Vollzugsbehorde nach Satz 1 teil, so
gilt § 41 entsprechend.”



38.

39.

40.

41.

42.

43.

44.
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Nach § 152 wird der folgende § 152 a eingefiigt:

»,§152a

Freistellung

(1) 'Hat die oder der Gefangene ein Jahr lang eine ange-
botene Titigkeit ausgetibt, so kann sie oder er beanspru-
chen, fiir die Dauer des jiahrlichen Mindesturlaubs nach
§ 3 Abs. 1 des Bundesurlaubsgesetzes freigestellt zu wer-
den; Zeitrdume von unter einem Jahr bleiben unbertick-
sichtigt. *Die Freistellung kann nur innerhalb eines Jahres
nach Entstehung des Freistellungsanspruchs in An-
spruch genommen werden. *Auf die Frist nach Satz 1
werden Zeiten,

1. in denen die oder der Gefangene infolge Krankheit an
ihrer oder seiner Arbeitsleistung gehindert war, mit
bis zu sechs Wochen jahrlich,

2. in denen die oder der Gefangene Verletztengeld nach
§ 47 Abs. 6 des Siebten Buchs des Sozialgesetzbuchs
erhalten hat,

3. in denen die oder der Gefangene nach Satz 1 freige-
stellt war,

angerechnet. *Zeiten, in denen die oder der Gefangene die
angebotene Tatigkeit aus anderen Griinden nicht ausge-
iibt hat, kénnen in angemessenem Umfang angerechnet
werden. °Erfolgt keine Anrechnung nach Satz 3 oder 4, so
wird die Frist fiir die Dauer der Fehlzeit gghemmt.

(2) § 39 Abs. 2 und 4 gilt entsprechend.”
§ 156 Abs. 2 wird wie folgt gedndert:

a) In Satz 1 wird die Angabe ,96 Abs. 4 Satz 2“ durch die
Angabe ,,96 Abs. 3 Satz 2 ersetzt.

b) In Satz 2 wird die Verweisung ,§ 96 Abs. 4 Satz 3“
durch die Verweisung ,,§ 96 Abs. 3 Satz 3“ ersetzt.

In § 160 Abs. 1 wird das Wort ,vier* durch das Wort
,sechs” ersetzt.

§ 164 Abs. 3 wird wie folgt gedndert:

a) In Satz 1 wird die Verweisung ,,§ 96 Abs. 1, 3 und 4
Sédtze 1 und 2“ durch die Verweisung ,,§ 96 Abs. 1 und
3 Sidtze 1 und 2“ ersetzt.

b) In Satz 2 wird die Verweisung ,,§ 95 Abs. 1 Nr. 8“
durch die Verweisung ,,§ 95 Abs. 1 Nr. 7 ersetzt.

c) In Satz 4 wird die Verweisung ,,§ 96 Abs. 4 Satz 3“
durch die Verweisung ,,§ 96 Abs. 3 Satz 3“ ersetzt.

Dem § 174 Abs. 2 wird der folgende Satz 4 angefiigt:
,*Besuchsrdume sind kindgerecht auszugestalten.“
§ 181 Abs. 1 Satz 2 erhilt folgende Fassung:

,‘Die Vollzugsbehorden sollen mit Personen und Verei-
nen zusammenarbeiten, deren Einfluss die Eingliederung
der Gefangenen sowie die Durchfithrung von Mafinah-
men zur Wiedergutmachung der Folgen ihrer Straftaten
férdern kann.”

§ 192 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 4 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 2 werden die Worte ,,durch Vermittlung
einer Opferhilfeeinrichtung” gestrichen.

bb) Es wird der folgende neue Satz 3 eingefiigt:

°Die oder der durch eine Straftat Verletzte kann
sich in den Féllen des Satzes 2 der Vermittlung
durch eine Opferhilfeeinrichtung bedienen.“

cc) Die bisherigen Satze 3 und 4 werden Sétze 4 und 5.

45.

46.

b) Absatz 5 wird wie folgt geédndert:

aa) Der bisherige Satz 1 wird durch die folgenden
neuen Sitze 1 bis 3 ersetzt:

,'Akten mit personenbezogenen Daten diirfen
auch bei Vorliegen der in den vorherigen Absiit-
zen genannten Voraussetzungen nur anderen
Vollzugsbehorden, den zur Dienst- oder Fachauf-
sicht oder zu dienstlichen Weisungen befugten
Stellen, den fiir strafvollzugs-, strafvollstreckungs-
und strafrechtliche Entscheidungen zustiandigen
Gerichten sowie den Strafvollstreckungs- und
Strafverfolgungsbehorden {iberlassen werden.
*Akten mit personenbezogenen Daten diirfen
auch den durch die Européische Konvention zur
Verhiitung von Folter und unmenschlicher oder
erniedrigender Behandlung oder Strafe und durch
das Ubereinkommen der Vereinten Nationen ge-
gen Folter und andere grausame, unmenschliche
oder erniedrigende Behandlung oder Strafe legiti-
mierten Stellen tiberlassen werden, soweit dies
im Rahmen der Erfiillung ihrer Aufgaben uner-
lasslich ist; im Ubrigen erhalten sie Akteneinsicht.
Die Uberlassung an andere dffentliche Stellen ist
zuldssig, soweit die Erteilung einer Auskunft ei-
nen unvertretbaren Aufwand erfordert oder nach
Darlegung der Akteneinsicht begehrenden Stellen
fur die Erfilllung der Aufgabe nicht ausreicht.”

bb) Der bisherige Satz 2 wird Satz 4.

¢) In Absatz 7 Satz 3 wird das Wort ,,empfangende” durch
das Wort ,,empfangenden” ersetzt.

In § 197 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort ,,fiinf“ durch das
Wort ,,zwanzig” ersetzt.

Nach § 198 wird der folgende § 198 a eingefiigt:

,§198 a

Einsicht in Gesundheitsakten und Krankenblatter

(1) Die zur Fachaufsicht befugten Stellen erhalten Ein-
sicht in die Gesundheitsakten und Krankenblitter, soweit
dies im Rahmen der Erfillung ihrer Aufgaben zur Ab-
wehr von erheblichen Gefahren fiir Leib oder Leben der
oder des Gefangenen oder Dritter erforderlich ist.

(2) Vertreterinnen und Vertreter der durch die Européi-
sche Konvention zur Verhiitung von Folter und unmensch-
licher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe und
durch das Ubereinkommen der Vereinten Nationen ge-
gen Folter und andere grausame, unmenschliche oder er-
niedrigende Behandlung oder Strafe legitimierten Stellen
erhalten Einsicht in alle in einer Vollzugsbehorde gefiihr-
ten Gesundheitsakten und Krankenbléitter, wenn Tatsa-
chen den Verdacht von Folter, grausamer, unmenschlicher
oder erniedrigender Behandlung oder Strafe in dieser
Vollzugsbehorde begriinden.

(3) Die oder der Gefangene ist vor der Erhebung tiber
die nach den Abséitzen 2 und 3 bestehenden Einsichts-
rechte zu unterrichten.”

Artikel 2

Anderung des Niedersichsischen
Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetzes

Das Niedersédchsische Sicherungsverwahrungsvollzugsge-
setz vom 12. Dezember 2012 (Nds. GVBL. S. 566) wird wie folgt
gedndert:

1.

§ 86 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 erhilt folgende Fassung:
,»(1) Gegen eine Sicherungsverwahrte oder einen Si-

cherungsverwahrten kann eine besondere Sicherungs-
mafinahme angeordnet werden, wenn nach ihrem oder
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seinem Verhalten oder aufgrund ihres oder seines seeli-
schen Zustandes in erhohtem Mafle Fluchtgefahr oder
die Gefahr von Gewalttitigkeiten gegen Personen oder
Sachen oder die Gefahr der Selbsttotung oder der
Selbstverletzung besteht und wenn die Mafinahme zur
Abwendung der Gefahr unerléasslich ist.”

b) Absatz 3 erhilt folgende Fassung:

,»(3) Eine Mafinahme nach Absatz 2 Nrn. 1, 4 und 5
ist auch zuldssig, wenn sie zur Abwendung der Gefahr
einer Befreiung unerlésslich ist.“

¢) In Absatz 6 werden nach dem Wort ,,wenn“ die Worte
,konkrete Anhaltspunkte die Annahme begriinden, dass”
eingefiigt.

. Nach § 86 wird der folgende § 86 a eingefuigt:

»§86a
Beobachtung

(1) Die Beobachtung mit technischen Hilfsmitteln ist nur
in besonders dafiir vorgesehenen Rdumen und in beson-
ders gesicherten Raumen (§ 86 Abs. 2 Nr. 5) zuléssig.

(2) "Bei der Beobachtung ist das Schamgefiihl der oder
des Sicherungsverwahrten zu schonen. *Die Beobachtung
des Toilettenbereichs ist unzuléssig.”

. § 88 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 2 erhalt folgende Fassung:
,’Die Anordnung ist schriftlich zu begriinden.“
bb) Satz 3 wird gestrichen.
b) Es wird der folgende neue Absatz 2 eingefiigt:

»(2) 'Bei Gefahr im Verzug kénnen auch andere Jus-
tizvollzugsbedienstete besondere Sicherungsmafinah-
men vorldufig anordnen; Absatz 1 Satz 2 findet keine
Anwendung. *Die Entscheidung der Anstaltsleiterin oder
des Anstaltsleiters ist unverziiglich einzuholen; Absatz 1
Satz 2 gilt entsprechend.”

¢) Die bisherigen Absétze 2 bis 6 werden Absétze 3 bis 7.
d) Der neue Absatz 4 erhilt folgende Fassung:

»(4) Die Anordnung ist unverziiglich zu widerrufen,
wenn die Anordnungsvoraussetzungen nicht mehr
vorliegen.”

e) In dem neuen Absatz 6 Satz 2 werden die Worte ,,an der
Freistunde” durch die Worte ,,am Aufenthalt im Freien“
ersetzt.

. § 97 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 Satz 2 erhilt folgende Fassung:

,’Eine Mafinahme nach Satz 1 ist auch zuldssig, wenn
von einer oder einem Sicherungsverwahrten eine schwer-
wiegende Gefahr fir das Leben oder die Gesundheit ei-
ner anderen Person ausgeht, die Mafinahme verhalt-
nisméfig ist und

1. die oder der Sicherungsverwahrte durch eine Arz-
tin oder einen Arzt iiber Notwendigkeit, Art, Um-
fang, Dauer, zu erwartende Folgen und Risiken der
Mafinahme in einer ihrer oder seiner Auffassungs-
gabe und ihrem oder seinem Gesundheitszustand
angemessenen Weise informiert wurde sowie

2. der ernsthafte und ohne Austibung von Druck un-
ternommene Versuch einer Arztin oder eines Arz-
tes, eine Einwilligung oder, wenn die oder der
Sicherungsverwahrte zur Einsicht in das Vorliegen
der Gefahr und die Notwendigkeit der Mafinahme
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oder zum Handeln gemé&fl solcher Einsicht krank-
heitsbedingt nicht fihig ist, ein Einverstindnis zu
der Mafinahme zu erreichen, erfolglos geblieben ist.”

b) Absatz 3 Nrn. 2 bis 4 erhélt folgende Fassung:

,2. eine Information gemafl Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 er-
folgt ist,

3. der entsprechend Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 unternom-
mene Versuch, ein Einverstdndnis zu erreichen, er-
folglos geblieben ist,

4. die Maflnahme zur Abwendung der Gefahr nach
Absatz 2 geeignet, nach ihrer geplanten Art und
Dauer einschliefflich der Auswahl und Dosierung
der Medikamente sowie der begleitenden Kontrol-
len erforderlich ist, weniger eingreifende Mafinah-
men aussichtlos sind und*.

c) Absatz 4 Satz 3 erhélt folgende Fassung:

,°Die Durchfiihrung einer Mafinahme nach den Absit-
zen 1 oder 2 ist unter Angabe der Griinde fir ihre An-
ordnung, ihres Zwangscharakters, der Art und Weise
ihrer Durchfithrung, der vorgenommenen Kontrollen
und der Uberwachung der Wirksamkeit zu dokumen-
tieren.“

d) Absatz 5 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 1 erhalt folgende Fassung:

,'Die Anordnung einer Mafinahme nach Absatz 1
Satz 2 oder Absatz 2 ist der oder dem Sicherungs-
verwahrten vor ihrer Durchfithrung schriftlich be-
kannt zu geben.”

bb) Es wird der folgende neue Satz 2 eingefiigt:

’Dabei sind die Art und Dauer der Mafinahme
einschlieflich der Auswahl und Dosierung der
Medikamente und der begleitenden Kontrollen so-
wie die Intensitit der erforderlichen arztlichen Uber-
wachung anzugeben.”

cc) Die bisherigen Sdtze 2 und 3 werden Sétze 3 und 4.

e) In Absatz 6 werden nach dem Wort ,,in“ die Worte ,,Ab-
satz 1 Satz 2 Nrn. 1 und 2,“ eingefiigt.

Artikel 3

Anderung des Niederséchsischen
Jugendarrestvollzugsgesetzes

Das Niederséchsische Jugendarrestvollzugsgesetz vom 17. Fe-

bruar 2016 (Nds. GVBL. S. 38, 75) wird wie folgt gedndert:
1. § 43 Abs. 1 erhilt folgende Fassung:

»(1) Gegen eine Arrestantin oder einen Arrestanten kann
eine besondere Sicherungsmafinahme angeordnet werden,
wenn nach ihrem oder seinem Verhalten oder aufgrund
ihres oder seines seelischen Zustandes in erhhtem Mafle
Fluchtgefahr oder die Gefahr von Gewalttétigkeiten gegen
Personen oder Sachen oder die Gefahr der Selbsttotung
oder der Selbstverletzung besteht und wenn die Mafinah-
me zur Abwendung der Gefahr unerlasslich ist.”

. Nach § 43 wird der folgende § 43 a eingefugt:

»§43a
Beobachtung

(1) Die Beobachtung mit technischen Hilfsmitteln ist nur
in besonders dafiir vorgesehenen Arrestrdumen und in be-
sonders gesicherten Rdumen (§ 43 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3) zu-
lassig.

(2) 'Bei der Beobachtung ist das Schamgefiihl der Arres-
tantin oder des Arrestanten zu schonen. *Die Beobachtung
des Toilettenbereichs ist unzuléssig.”
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3. § 45 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 2 erhilt folgende Fassung:
,’Die Anordnung ist schriftlich zu begriinden.”
bb) Satz 3 wird gestrichen.
b) Es wird der folgende neue Absatz 2 eingefiigt:

»(2) 'Bei Gefahr im Verzug kénnen auch andere Jus-
tizvollzugsbedienstete besondere Sicherungsmafinah-
men vorldufig anordnen; Absatz 1 Satz 2 findet keine
Anwendung. *Die Entscheidung der Anstaltsleiterin
oder des Anstaltsleiters ist unverziiglich einzuholen;
Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.”

¢) Die bisherigen Absitze 2 bis 5 werden Absétze 3 bis 6.
d) Der neue Absatz 4 erhilt folgende Fassung:

,»(4) Die Anordnung ist unverziiglich zu widerrufen,
wenn die Anordnungsvoraussetzungen nicht mehr

vorliegen.”
Artikel 4
Anderung des Niederséchsischen
Hochschulgesetzes

§ 72 Abs. 3 des Niedersdchsischen Hochschulgesetzes in
der Fassung vom 26. Februar 2007 (Nds. GVBL. S. 69), zuletzt

gedndert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 20. Dezember
2016 (Nds. GVBL. S. 308), wird wie folgt geédndert:

1. Es wird der folgende neue Satz 2 eingefiigt:

,“Die Hochschulen kénnen Hochschulgrade nach § 8 Abs. 1
Satz 1 in der bis zum 31. Dezember 2015 geltenden Fas-
sung auch an Personen verleihen, die das Studium der
Rechtswissenschaften bis zum 31. Dezember 2025 mit der
ersten Priifung oder der ersten Staatspriifung abschlie-
fen.”

2. Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

Artikel 5

Neubekanntmachung

Das Fachministerium wird erméchtigt, das Niederséchsi-
sche Justizvollzugsgesetz in der nunmehr geltenden Fassung
mit neuem Datum bekannt zu machen und dabei Unstimmig-
keiten des Wortlauts zu beseitigen.

Artikel 6
Inkrafttreten

'Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2017 in Kraft. 2Abweichend
von Satz 1 tritt Artikel 4 mit Wirkung vom 1. Januar 2016 in
Kraft.

Hannover, den 15. Juni 2017

Der Prisident des Niedersichsischen Landtages

Bernd Busemann

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkiindet.

Der Niedersichsische Ministerprisident

Stephan Weil
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. Verordnung
zur Anderung der Niedersichsischen Beihilfeverordnung

Vom 14. Juni 2017

Aufgrund des § 80 Abs. 6 und 7 des Niedersidchsischen Be-
amtengesetzes vom 25. Mérz 2009 (Nds. GVBL. S. 72), zuletzt
gedndert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 20. Dezember 2016
(Nds. GVBL. S. 308), wird verordnet:

Artikel 1

Die Niedersachsische Beihilfeverordnung vom 7. November
2011 (Nds. GVBL. S. 372), gedndert durch Verordnung vom
2.Juli 2013 (Nds. GVBL. S. 196), wird wie folgt gedndert:

1.
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In § 2 Abs. 3 wird die Verweisung ,,§ 7 des Bundesbesol-
dungsgesetzes in der Fassung vom 6. August 2002 (BGBL. I
S. 3020), zuletzt gedndert durch Artikel 3 Abs. 4 des Ge-
setzes vom 12. Juli 2006 (BGBI. I S. 1466),“ durch die Ver-
weisung ,,§ 55 des Bundesbesoldungsgesetzes (BBesG)*
ersetzt.

. In § 3 Abs. 5 wird die Angabe ,,(§§ 39 und 40 des Bundes-

besoldungsgesetzes in der Fassung vom 6. August 2002,
BGBL. I S. 3020, zuletzt gedndert durch Artikel 3 Abs. 4
des Gesetzes vom 12. Juli 2006, BGBI. I S. 1466),“ durch
den Klammerzusatz ,(§§ 34 und 35 des Niederséchsi-
schen Besoldungsgesetzes — NBesG)“ ersetzt.

. § 12 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 2 Satz 1 Nr. 6 erhélt folgende Fassung:
,,6. schizophrene oder affektive psychotische Storung.

b) In Absatz 3 Satz 3 wird das Wort ,,festgelegen” durch
das Wort ,festlegen” ersetzt.

‘

c) Es wird der folgende neue Absatz 4 eingeftigt:

,,(4) Aufwendungen fir ambulante Leistungen nach
der Eye-Movement-Desensitization and Reprocessing-
Methode sind nur bei Erwachsenen mit posttraumati-
schen Belastungsstorungen und nur im Rahmen eines
umfassenden Behandlungskonzeptes der Verhaltens-
therapie, der tiefenpsychologisch fundierten Psycho-
therapie oder der analytischen Psychotherapie beihil-
fefahig.”

d) Die bisherigen Absitze 4 bis 6 werden Absitze 5 bis 7.

. § 14 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 4 wird gestrichen.
b) Die bisherigen Absétze 5 und 6 werden Absétze 4 und 5.

. Nach § 16 wird der folgende § 16 a eingefiigt:

»§16a
Ambulante neuropsychologische Therapie

(1) Aufwendungen fir ambulante Leistungen der neu-
ropsychologischen Therapie zur Behandlung einer erwor-
benen Hirnschddigung oder Hirnerkrankung sind bei einer
der folgenden Indikationen beihilfefshig:

1. organisches amnestisches, nicht durch Alkohol oder
eine andere psychotrope Substanz bedingtes Syndrom,

2. organische emotional labile (asthenische) Storung,
3. leichte kognitive Stérung,

4. sonstige ndher bezeichnete organische psychische Sto-
rung aufgrund einer Schiadigung oder Funktionssto-
rung des Gehirns oder einer korperlichen Krankheit,

5. nicht ndher bezeichnete organische psychische Sto-
rung aufgrund einer Schiadigung oder Funktionssto-
rung des Gehirns oder einer korperlichen Krankheit,

6. Personlichkeitsstorung aufgrund einer Krankheit,
Schédigung oder Funktionsstorung des Gehirns und

7. Verhaltensstorung aufgrund einer Krankheit, Schadi-
gung oder Funktionsstorung des Gehirns.

(2) Aufwendungen nach Absatz 1 sind nicht beihilfe-
fahig, wenn

1. eine stationdre oder rehabilitative Maflnahme notwen-
dig ist,
2. eine Hirnerkrankung mit progredientem Verlauf im

fortgeschrittenen Stadium, insbesondere mittel- oder
hochgradige Demenz vom Alzheimertyp, vorliegt oder

3. bei Erwachsenen eine Hirnschddigung oder Hirner-
krankung mit neuropsychologischen Defiziten linger
als funf Jahre zurtickliegt,

es sei denn, dass die Therapeutin oder der Therapeut im
Einzelfall eingehend begriindet, dass eine hinreichende
Wabhrscheinlichkeit besteht, dass das Behandlungsziel er-
reicht wird, und die Festsetzungsstelle vor Beginn der Be-
handlung die Notwendigkeit der Behandlung anerkannt
hat.

(3) Aufwendungen fir ambulante Leistungen der neu-
ropsychologischen Therapie zur Behandlung ausschlief3-
lich angeborener Einschrdankungen oder Behinderungen
der Hirnleistungsfunktionen ohne sekundéire organische
Hirnschiddigung, insbesondere eines Aufmerksamkeits-
defizit-Syndroms oder einer Intelligenzminderung, sind
nur beihilfefihig, wenn die Therapeutin oder der Thera-
peut im Einzelfall eingehend begriindet, dass eine hinrei-
chende Wahrscheinlichkeit besteht, dass das Behand-
lungsziel erreicht wird, und die Festsetzungsstelle vor Be-
ginn der Behandlung die Notwendigkeit der Behandlung
anerkannt hat.

(4) Beihilfe wird nur gewédhrt, wenn
1. die Leistungen von

a) einer Fachéarztin oder einem Facharzt fiir Neurolo-
gie, Nervenheilkunde, Psychiatrie, Psychiatrie und
Psychotherapie, Kinder- und Jugendmedizin mit
Schwerpunkt Neuropéadiatrie, Neurochirurgie oder
Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie,

b) einer &rztlichen Psychotherapeutin oder einem
arztlichen Psychotherapeuten,

c) einer Psychologischen Psychotherapeutin oder ei-
nem Psychologischen Psychotherapeuten oder

d) einer Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutin
oder einem Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peuten,

die oder der jeweils iiber eine neuropsychologische
Zusatzqualifikation verfiigt, erbracht werden und

2. die Festsetzungsstelle vor Beginn der Behandlung die
Notwendigkeit und die Art der Behandlung sowie die
Anzahl und die Frequenz der Sitzungen anerkannt
hat.

(5) "Aufwendungen fiir ambulante Leistungen der neu-
ropsychologischen Therapie sind je Krankheitsfall nur in
folgendem Umfang beihilfefdhig:

1. Einzelbehandlung

bei einer bei einer

Sitzungsdauer Sitzungsdauer

von mindestens | von mindestens

25 Minuten 50 Minuten
Regelfall bis zu bis zu

120 Sitzungen 60 Sitzungen

bis zu weitere
20 Sitzungen

in besonderen | bis zu weitere
Fallen 40 Sitzungen
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2. Gruppenbehandlung

bei einer Sitzungsdauer | bei einer Sitzungsdauer
von mindestens von mindestens
50 Minuten 100 Minuten

bis zu 80 Sitzungen bis zu 40 Sitzungen.

*Werden wihrend der Therapie Einzel- und Gruppenbe-
handlung kombiniert, so sind die Aufwendungen fiir die
Sitzungen nach Mafigabe des Satzes 1 Nr. 1 beihilfefdhig.
*Aufwendungen fiir bis zu fiinf probatorische Sitzungen
fiir die krankheitsspezifische neuropsychologische Diagnos-
tik und die spezifische Indikationsstellung sind beihilfe-
fahig.

(6) "Wird das Behandlungsziel nicht innerhalb der fiir
den Regelfall vorgesehenen Sitzungen erreicht (besondere
Fille), so sind die Aufwendungen fir weitere Sitzungen
beihilfefihig, wenn die Arztin, der Arzt, die Therapeutin
oder der Therapeut die Notwendigkeit und die Anzahl
weiterer Sitzungen eingehend begriindet und die Festset-
zungsstelle vor Beginn der weiteren Behandlung die Not-
wendigkeit und die Anzahl weiterer Sitzungen anerkannt
hat. *In der Begriindung muss auch dargelegt werden,
dass eine hinreichende Wahrscheinlichkeit besteht, dass
das Behandlungsziel durch die weiteren Sitzungen er-
reicht wird.

(7) "Werden in die Behandlung Bezugspersonen einbe-
zogen, so sind auch die insoweit entstandenen Aufwen-
dungen beihilfefdhig, bei einer Gruppenbehandlung je-
doch nur, wenn Kinder und Jugendliche bis zur Vollen-
dung des 18. Lebensjahres behandelt werden. *Satz 1 gilt
fiir die probatorischen Sitzungen entsprechend.”

. § 17 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

(1) Aufwendungen fiir die von einer Arztin, einem
Arzt, einer Zahndarztin, einem Zahnarzt, einer Heil-
praktikerin oder einem Heilpraktiker nach Art und
Umfang schriftlich verordneten oder bei einer ambu-
lanten Behandlung verbrauchten

1. Arzneimittel nach § 2 des Arzneimittelgesetzes,
die apothekenpflichtig sind,

2. Verbandmittel und
3. Medizinprodukte
sind nach Mafigabe der Absitze 2 bis 10 beihilfe-
fahig.”

b) In Absatz 3 Satz 1 Nr. 3 werden die Worte ,apothe-
kenpflichtig sind und“ gestrichen.

. § 20 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 4 erhilt folgende Fassung:

»(4) 'Nicht beihilfefdhig sind Aufwendungen fur

Batterien von Horgerdten sowie Pflege- und Reini-
gungsmittel fiir Kontaktlinsen. *Satz 1 gilt nicht fir

Aufwendungen fir Kinder und Jugendliche bis zur
Vollendung des 18. Lebensjahres.”

b) In Absatz 6 wird die Verweisung ,,§ 7 des Bundesbe-
soldungsgesetzes in der Fassung vom 6. August 2002
(BGBL. IS. 3020), zuletzt gedndert durch Artikel 3 Ab-
satz 4 des Gesetzes vom 12. Juli 2006 (BGBI.1S. 1466),“
durch die Verweisung ,,§ 55 BBesG" ersetzt.

. § 22 erhalt folgende Fassung:

»§ 22
Hausliche Krankenpflege
(1) Héusliche Krankenpflege umfasst Grundpflege, ein-

schlieBlich notwendiger verrichtungsbezogener krank-
heitsspezifischer Pflegemafinahmen, Behandlungspflege,

hauswirtschaftliche Versorgung, ambulante psychiatrische
Krankenpflege und Mafinahmen der ambulanten Pallia-
tivversorgung.

(2) 'Aufwendungen fiir eine nach &rztlicher Verord-
nung zur Behandlung einer Krankheit vortibergehend er-
forderliche héusliche Krankenpflege sind beihilfefdhig
bis zur Hohe der von den gesetzlichen Krankenkassen er-
statteten Kosten. “Die Aufwendungen sind auch beihilfe-
fahig, wenn die hdusliche Krankenpflege auflerhalb des
eigenen Haushalts erbracht wird.

(3) 'Ist eine Beihilfeberechtigte, ein Beihilfeberechtig-
ter, eine berticksichtigungsfihige Angehorige oder ein be-
riicksichtigungsfahiger Angehoriger schwer erkrankt oder
verschlimmert sich eine bestehende Krankheit akut, so
sind Aufwendungen fiir eine nach &rztlicher Verordnung
zur Unterstiitzung voriibergehend erforderliche Grund-
pflege und hauswirtschaftliche Versorgung beihilfefihig
bis zur Hohe der von den gesetzlichen Krankenkassen er-
statteten Kosten. *Satz 1 gilt nicht fiir Personen, die mit
einem Pflegegrad von 2 oder hoher pflegebediirftig im
Sinne des Elften Buchs des Sozialgesetzbuchs (SGB XI)
sind. *Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.

(4) '"Aufwendungen fiir eine nach &rztlicher Verord-
nung nicht nur voriibergehend erforderliche héusliche
Krankenpflege sind bis zur Hohe der von den gesetzlichen
Krankenkassen erstatteten Kosten beihilfefahig, wenn die
hdusliche Krankenpflege zur Sicherung eines érztlichen
Behandlungsziels (Behandlungssicherungspflege) verord-
net wird. *Die Behandlungssicherungspflege umfasst Be-
handlungspflege, notwendige verrichtungsbezogene krank-
heitsspezifische Pflegemafinahmen, die bei der Feststel-
lung einer Pflegebediirftigkeit nach § 15 Abs. 5 Satze 1
und 2 SGB XI zu berticksichtigen sind, und Mafinahmen
der ambulanten Palliativversorgung. *Absatz 2 Satz 2 gilt
entsprechend. “Die Sitze 1 und 2 gelten entsprechend fiir
Beihilfeberechtigte und berticksichtigungsfahige Angeho-
rige,

1. far die Beihilfe fir Aufwendungen fir eine vollstatio-
nére Pflege nach § 34 gewéhrt wird und die auf Dauer,
voraussichtlich fiir mindestens sechs Monate, einen
besonders hohen Bedarf an Behandlungssicherungs-
pflege haben,

2. die sich zur Durchfiihrung der Behandlungssicherungs-
pflege voriibergehend in einer Pflegeeinrichtung oder
in einer anderen geeigneten Unterkunft aufhalten oder

3. die in einer Einrichtung der Hilfe fiir Menschen mit
Behinderung leben, in der die Teilhabe am Arbeitsle-
ben und am Leben in der Gemeinschaft, die schuli-
sche Ausbildung oder die Erziehung von Menschen
mit Behinderung im Vordergrund des Einrichtungs-
zwecks stehen.

(5) Wird hausliche Krankenpflege durch die Ehegattin,
den Ehegatten, die Lebenspartnerin, den Lebenspartner,
einen Elternteil oder ein Kind der oder des Gepflegten
durchgefiihrt, so sind nur beihilfeféhig

1. Aufwendungen fir die notwendigen Fahrtkosten der
pflegenden Person und

2. eine im Fall von Verdienstausfall an die pflegende
Person gezahlte Vergiitung bis zur Hohe des Ver-
dienstausfalls, hochstens jedoch bis zur Hohe der orts-
iblichen Vergiitung fiir eine Pflegekraft, die erwerbs-
méfig hdusliche Krankenpflege erbringt.”

. Nach § 22 wird der folgende § 22 a eingefiigt:

»§22a
Vollstationdre Kurzzeitpflege bei Krankheit

'Reichen Grundpflege und hauswirtschaftliche Versor-
gung in den Féllen des § 22 Abs. 3 zur Unterstiitzung
nicht aus, so sind Aufwendungen fiir eine vollstationére
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Kurzzeitpflege nach Mafigabe des § 42 Abs. 2 Sdtze 1 und 2
SGB XI beihilfefdhig. *Die Aufwendungen sind nur bei-
hilfefdhig, wenn die vollstationdre Kurzzeitpflege erbracht
wird

1. in einer zugelassenen Pflegeeinrichtung im Sinne des
§ 72 Abs. 1 Satz 1 SGB XI,

2. in einer anderen Einrichtung, mit der ein Versorgungs-
vertrag nach § 132 h SGB V besteht, oder

3. in einer anderen Einrichtung, die die Voraussetzun-
gen des § 72 Abs. 3 Satz 1 SGB XI erfullt.”

§ 23 wird wie folgt gedndert:
a) Es wird der folgende neue Absatz 3 eingeftigt:

»(3) *Aufwendungen fiir eine Haushaltshilfe sind
fiir die Dauer von bis zu vier Wochen bis zur Héhe der
Kosten, die von den gesetzlichen Krankenkassen er-
stattet werden, beihilfefihig, wenn die Haushaltshilfe
beschiftigt wird, weil die oder der den Haushalt fiih-
rende Beihilfeberechtigte oder die oder der den Haus-
halt fiihrende beriicksichtigungsfahige Angehorige
wegen schwerer Krankheit oder akuter Verschlimme-
rung einer Krankheit an der Weiterfiihrung des Haus-
halts gehindert ist und eine andere im Haushalt
lebende Person den Haushalt nicht weiterfiihren kann.
“Lebt in dem Haushalt mindestens eine Beihilfebe-
rechtigte, ein Beihilfeberechtigter, eine beriicksichti-
gungsfahige Angehorige oder ein beriicksichtigungs-
fahiger Angehoriger, die oder der Leistungen aus der
Pflegeversicherung erhélt oder das 12. Lebensjahr
noch nicht vollendet hat, so sind die Aufwendungen
fiir 1dngstens 26 Wochen beihilfefdhig.”

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und erhalt fol-
gende Fassung:

»(5) Absatz 1 Satz 1 Nr. 3, Absatz 2 Satz 2, Absatz 3
Satz 1 und Absatz 4 gelten fir Beihilfeberechtigte und
berticksichtigungsfahige Angehorige, in deren Haus-
halt keine weitere Person lebt, entsprechend.”

d) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6 und wie folgt ge-
andert:

Die Verweisung ,Absédtzen 1 bis 3“ wird durch die
Verweisung ,, Absitzen 1 bis 4 und die Verweisung
,»§ 22 Abs. 3“ wird durch die Verweisung ,,§ 22 Abs. 5
ersetzt.

e) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7 und wie folgt ge-
andert:

Die Verweisung ,Absédtzen 1 und 2“ wird durch die
Verweisung ,Absédtzen 1, 2 und 3 Satz 2“ ersetzt.

§ 25 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 erhilt folgende Fassung:
,1. Soziotherapie von
a) einer Fachérztin oder einem Facharzt fir

Neurologie, Nervenheilkunde, Psychosomati-
sche Medizin und Psychotherapie, fiir Psych-
iatrie und Psychotherapie oder Kinder- und
Jugendpsychiatrie und Kinder- und Jugend-
psychotherapie oder

b) einer psychiatrischen Institutsambulanz nach
§118 SGB V
verordnet worden ist und*“.

b) In Absatz 4 Sitze 1 und 2 wird jeweils das Wort ,,drei”
durch das Wort , fiinf“ ersetzt.

§ 26 Abs. 2 erhilt folgende Fassung:
,»(2) 'Aufwendungen fiir andere als in Absatz 1 genann-

te Fahrten sind nur beihilfefihig, wenn die Fahrt arztlich
verordnet ist und einer der folgenden Fille vorliegt:

13.

14.

15.

1. Fahrten im Zusammenhang mit einer stationidren
Krankenhausbehandlung,

2. Fahrten zur Verlegung in ein anderes Krankenhaus,
wenn die Verlegung medizinisch zwingend erforder-
lich ist oder die Festsetzungsstelle der Verlegung in
ein wohnortnahes Krankenhaus vorher zugestimmt
hat,

3. Fahrten im Zusammenhang mit einer vor- oder nach-
stationdren Behandlung, wenn durch die vor- oder
nachstationdre Behandlung eine andernfalls medizi-
nisch gebotene stationdre Krankenhausbehandlung
verkiirzt oder vermieden werden kann,

4. Fahrten im Zusammenhang mit einer ambulanten
Operation in einem Krankenhaus oder in einer Arzt-
praxis und Fahrten im Zusammenhang mit einer Vor-
oder Nachbehandlung im Zusammenhang mit einer
solchen Operation,

5. Fahrten zum Krankentransport in einem Kranken-
kraftwagen, wenn wihrend der Fahrt eine fachliche
Betreuung oder die Nutzung der besonderen Einrich-
tungen eines Krankenkraftwagens erforderlich ist,

6. Fahrten im Zusammenhang mit einer ambulanten
Dialysebehandlung, einer ambulanten onkologischen
Strahlentherapie, einer ambulanten parenteralen anti-
neoplastischen Arzneimitteltherapie oder einer ambu-
lanten parenteralen onkologischen Chemotherapie,

7. Fahrten im Zusammenhang mit einer ambulanten
Krankenbehandlung von Beihilfeberechtigten oder
berticksichtigungsfahigen Angehorigen,

a) die einen Schwerbehindertenausweis mit dem
Merkzeichen ,,aG“, ,,H* oder ,Bl“ besitzen oder

b) die mindestens dem Pflegegrad 3 im Sinne des § 15
SGB XI zugeordnet sind,

8. in besonderen Ausnahmefillen Fahrten im Zusam-
menhang mit einer ambulanten Krankenbehandlung,
wenn die Festsetzungsstelle das Vorliegen eines be-
sonderen Ausnahmefalls vorher anerkannt hat, und

9. Fahrten der Eltern zum Besuch ihres stationir unter-
gebrachten Kindes, wenn der Besuch wegen des Al-
ters des Kindes und aus medizinischen Griinden
notwendig ist.

’In den Fillen des Satzes 1 Nrn. 1, 3, 4 und 6 bis 8 sind
nur die Aufwendungen fiir Fahrten zu oder von der
ndchstgelegenen Behandlungsmoglichkeit beihilfefdhig.
*Abweichend von Satz 2 sind bei Vorliegen eines zwin-
genden Grundes Aufwendungen fir Fahrten auch zu
oder von einer anderen als der nédchstgelegenen geeigne-
ten Behandlungsmoglichkeit beihilfeféhig.”

In § 27 Abs. 3 wird die Verweisung ,.§ 7 des Bundesbesol-
dungsgesetzes in der Fassung vom 6. August 2002 (BGBI. I
S. 3020), zuletzt gedndert durch Artikel 3 Absatz 4 des
Gesetzes vom 12. Juli 2006 (BGBI. I S. 1466),“ durch die
Verweisung ,,§ 55 BBesG" ersetzt.

In § 28 werden nach den Worten ,zur Verfiigung steht”
die Worte ,,oder Aussicht auf Heilung nicht bietet” einge-
fugt.

§ 29 wird wie folgt gedndert:
a) Dem Absatz 2 wird der folgende Satz 3 angefugt:

»°’Enthélt ein Gutachten nach § 49 Abs. 2 eine Emp-
fehlung zur Durchfithrung einer Rehabilitationsmaf-
nahme nach Absatz 1, so bedarf es einer irztlichen
Verordnung nicht.”

b) Absatz 5 wird wie folgt gedndert:
aa) Es wird der folgende neue Satz 3 eingeftigt:

,°Enthilt ein Gutachten nach § 49 Abs. 2 eine
Empfehlung zur Durchfiihrung einer Rehabilita-
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tionsmafnahme nach Absatz 1, so gelten die Vor-
aussetzungen nach Satz 2 Nrn. 1 und 2 als er-
fullt.”

bb) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4.

16. § 30 Abs. 1 wird wie folgt geédndert:

17.

a)

b)

Es wird der folgende neue Satz 4 eingefiigt:

»*Aufwendungen fiir Fahrten, auch einer Begleitper-
son, im Zusammenhang mit einer Rehabilitations-
mafinahme nach § 29 Abs. 1 Nr. 4 sind entsprechend
§ 26 Abs. 4 bis zu einem Gesamtbetrag in Hohe von
200 Euro beihilfefahig.”

Der bisherige Satz 4 wird Satz 5.

§ 33 wird wie folgt gedndert:

a)

Dem Absatz 1 werden die folgenden Séitze 3 und 4 an-
gefigt:

LPAufwendungen fiir hiusliche Betreuung im Sinne
des § 124 Abs. 2 SGB XI und Aufwendungen nach
Satz 1 sind zusammen bis zu der in § 36 Abs. 3 SGB XI
genannten Hohe beihilfefahig. *§ 124 Abs. 3 SGB XI gilt
entsprechend.”

In Absatz 7 wird die Angabe ,,Abs. 4 bis 6 durch die
Angabe ,Abs. 3“ ersetzt.

Es werden die folgenden Absitze 10 und 11 angefugt:

,»(10) 'Eine nach Absatz 2 oder 5 gewihrte Pauschal-
beihilfe wird

1. wéhrend einer Ersatzpflege bei Verhinderung der
Pflegeperson (Absatz 8) fir bis zu sechs Wochen
im Kalenderjahr und

2. wihrend einer vollstationdren Kurzzeitpflege (Ab-
satz 9) fiir bis zu acht Wochen im Kalenderjahr

zur Hilfte weitergewihrt. *Mafigeblich fiir die Hohe
der Pauschalbeihilfe nach Satz 1 ist der Betrag, der im
Monat vor der Inanspruchnahme der Ersatzpflege oder
der vollstationdren Kurzzeitpflege gewdhrt wurde.
SWihrend einer Ersatzpflege und wihrend einer voll-
stationdren Kurzzeitpflege in den Jahren 2012 bis
2015 wird die Pauschalbeihilfe nach Satz 1 jeweils
nur fiir bis zu vier Wochen im Kalenderjahr gewéhrt.

(11) Einer pflegebediirftigen Person, der Beihilfe
nach § 34 Abs. 10 gewdhrt wird, wird daneben die
Pauschalbeihilfe nach Absatz 2 anteilig fiir die Tage
gewdhrt, an denen sie sich in héuslicher Pflege befin-
det.”

18. § 34 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) Es wird der folgende neue Satz 3 eingefiigt:

,*Besteht eine Pflegesatzvereinbarung nach § 85
SGB XI nicht, so sind die in Satz 2 genannten
Aufwendungen bis zur Hoéhe des zwischen der
Pflegeeinrichtung und der pflegebediirftigen Per-
son vereinbarten Pflegesatzes beihilfefdhig.”

bb) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4.
Absatz 3 Satz 2 Nr. 1 erhélt folgende Fassung:

,, 1. bei Beihilfeberechtigten mit Einnahmen bis zur Hohe
des Endgrundgehalts der Besoldungsgruppe A 9 zu-
ziiglich des Familienzuschlags der Stufe 1 nach
§ 35 Abs. 1 NBesG in der Hohe des Betrages nach
Anlage 7 NBesG und der allgemeinen Stellenzu-
lage nach Nummer 1 Buchst. b der Anlage 9 NBesG
in der Hohe des Betrages nach Anlage 10 NBesG

a) mit einer oder einem berticksichtigungsfihigen
Angehorigen 30 Prozent der Einnahmen,

b) mit mehreren berticksichtigungsfihigen Ange-
horigen 25 Prozent der Einnahmen,“.

c)

Absatz 5 erhilt folgende Fassung:
,»(5) Dienstbeziige sind

1. diein § 2 Abs. 2 Nrn. 1 bis 3 NBesG genannten Be-
ziige ohne den kinderbezogenen Anteil im Familien-
zuschlag,

2. der Altersteilzeitzuschlag nach § 11 Abs. 3 oder § 66
NBesG und

3. der Zuschlag nach § 12 Abs. 3 NBesG.“

19. § 35 wird wie folgt gedndert:

a)

Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

»(1) 'Beihilfeberechtigte und berticksichtigungsfihi-
ge Angehorige, die die Voraussetzungen des § 45 a
SGB Xl erfiillen, erhalten Beihilfe fiir Aufwendungen

1. fir zusitzliche Betreuungsleistungen nach Maf}-
gabe des § 45 b SGB XI,

2. fir verbesserte Pflegeleistungen nach Mafigabe des
§ 123 Abs. 2 bis 4 SGB XI und

3. fir hdusliche Betreuung im Sinne des § 124 Abs. 2
SGB XI.

*Die Aufwendungen nach Satz 1 Nr. 3 und die Auf-
wendungen nach § 33 Abs. 1 sind zusammen bis zu
der in § 123 SGB XI genannten Hohe beihilfefdhig.
%§ 124 Abs. 3 SGB XI gilt entsprechend.

Dem Absatz 1 werden die folgenden Séitze 4 und 5 an-
gefigt:

,*Aufwendungen fiir Leistungen niedrigschwelliger Be-
treuungsangebote im Sinne des § 45 ¢ Abs. 3 SGB XI
und niedrigschwelliger Entlastungsangebote im Sinne
des § 45 ¢ Abs. 3 und 3 a SGB XI sind nach Mafigabe
des § 45 b Abs. 3 SGB XI beihilfefihig. *Beihilfebe-
rechtigte und berticksichtigungsfdhige Angehorige,
die die Voraussetzungen des § 45 a SGB XI nicht erfiil-
len, erhalten nach Mafigabe des § 45 b Abs. 1 a SGB XI
Beihilfe fiir Aufwendungen fur zusitzliche Betreu-
ungs- und Entlastungsleistungen; Satz 4 gilt entspre-
chend.”

Es wird der folgende Absatz 3 angefigt:

»(3) 'Lebt eine pflegebediirftige Person in einer am-
bulant betreuten Wohngruppe im Sinne des § 38 a
Abs. 1 Nrn. 1, 3 und 4 SGB XI und wird ihr Beihilfe
nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 oder 2 oder Satz 5 oder
nach § 33 Abs. 1, 2 oder 5 gewdhrt, so ist der Betrag
nach § 38 a Abs. 1 SGB XI beihilfefdhig. *Aufwen-
dungen fiir die Anschubfinanzierung zur Griindung
von ambulant betreuten Wohngruppen sind nach
Mafigabe des § 45 e SGB XI beihilfefdhig, wenn die
private oder soziale Pflegeversicherung entsprechen-
de Leistungen zugesagt hat. °Fur die Jahre 2012 bis
2014 wird Beihilfe nach den Sétzen 1 und 2 nur Per-
sonen gewdhrt, denen Beihilfe nach § 33 Abs. 1, 2
oder 5 gewéhrt wurde.“

20. § 36 wird wie folgt gedndert:

21.

22.

a)

Es wird der folgende neue Satz 2 eingefiigt:

,*Abweichend von Satz 1 wird fiir Aufwendungen fiir
eine vollstationdre Pflege entsprechend § 34 Abs. 1
Beihilfe mit der Maflgabe gewdéhrt, dass der Bemes-
sungssatz 50 Prozent betragt.”

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

In § 37 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe ,,Satz 7 durch die
Angabe ,Satz 11 ersetzt.

§ 38 wird wie folgt gedndert:

a)

Dem Absatz 1 wird der folgende Satz 3 angeftigt:

,*Aufwendungen fiir einen Impfausweis im Sinne des
§ 22 des Infektionsschutzgesetzes sind beihilfefahig.”
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b) In Absatz 4 Satz 2, Absatz 5 Satz 2 und Absatz 6 Satz 2
wird jeweils die Angabe ,Sdtze 3 und 4“ durch die
Angabe ,,Sétze 3 und 5 ersetzt.

§ 39 Abs. 1 wird wie folgt gedndert:

a) In Satz 1 Nr. 2 werden nach dem Wort , Entbindungs-
pflegers“ die Worte ,nach Mafigabe der Verordnung
tber Gebiihren fiir Hebammenhilfe auflerhalb der ge-
setzlichen Krankenversicherung oder nach dem ent-
sprechenden Recht anderer Lander” eingeftigt.

b) In Satz 2 wird die Angabe ,,Abs. 3“ durch die Angabe
,Abs. 5% ersetzt.

§ 41 wird wie folgt gedndert:
a) Die Uberschrift erhlt folgende Fassung:

»§ 41

Erste Hilfe, Entseuchung, Organspende,
Gewebespende und Blutspende
zur Separation von Blutstammzellen
oder anderen Blutbestandteilen®.

b) Absatz 2 erhélt folgende Fassung:

,(2) Benotigen Beihilfeberechtigte oder beriicksich-
tigungsfihige Angehorige eine Organ- oder Gewebe-
transplantation oder eine Behandlung mit Blutstamm-
zellen oder anderen Blutbestandteilen, so sind neben
den Aufwendungen fir Leistungen nach dem Zweiten
Teil dieser Verordnung

1. bei einer postmortalen Organ- oder Gewebespende
die Aufwendungen fir die Vermittlung, die Ent-
nahme, die Versorgung und den Transport des Or-
gans oder des Gewebes sowie fiir die Organisation
fiir die Bereitstellung des Organs oder des Gewebes
zur Transplantation,

2. bei Lebendspenden

a) die Aufwendungen fiir Leistungen im Sinne
des Zweiten Teils dieser Verordnung fir eine
Spenderin oder einen Spender eines Organs,
von Gewebe oder von Blut zur Separation von
Blutstammzellen oder anderen Blutbestandtei-
len in entsprechender Anwendung des Zwei-
ten Teils dieser Verordnung und

b) die Aufwendungen fir die Erstattung von Ver-
dienstausfall der Spenderin oder des Spenders

und

3. die Aufwendungen fir die Registrierung der oder
des Beihilfeberechtigten oder der oder des bertick-
sichtigungsfdhigen Angehorigen fiir die Suche
nach geeigneten Blutstammzellspenderinnen und
Blutstammzellspendern im Zentralen Knochen-
markspender-Register

beihilfefdhig.”
Nach § 41 wird der folgende § 41 a eingefiigt:

»§4la

Registrierung im klinischen Krebsregister

'Der Dienstherr oder die juristische Person des offentli-
chen Rechts, die mit der Bearbeitung von Beihilfeangele-
genheiten betraut ist, beteiligt sich nach Mafigabe des
Satzes 2 an den Kosten, die dem zustdndigen klinischen
Krebsregister fiir die Registrierung von Beihilfeberechtig-
ten und beriicksichtigungsfahigen Angehorigen entste-
hen. *Gezahlt werden

1. die fallbezogene Krebsregisterpauschale nach § 65 c
Abs. 4 Sétze 2 bis 4 und 6 SGB V und

26.

27.

28.

29.

2. die Meldevergiitung nach § 65 c Abs. 6 Sitze 1 bis 5, 8
und 9 SGBV

in Hohe des Bemessungssatzes.“
§ 43 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 Satz 2 wird der Klammerzusatz ,,(§§ 39
und 40 des Bundesbesoldungsgesetzes in der Fassung
vom 6. August 2002, BGBI. I S. 3020, zuletzt gedndert
durch Artikel 3 Abs. 4 des Gesetzes vom 12. Juli 2006,
BGBI. I S. 1466)“ durch den Klammerzusatz ,,(§§ 34
und 35 NBesG)“ ersetzt.

b) In Absatz 9 wird die Angabe ,,§ 38 Abs. 5“ durch die
Angabe ,,§ 38 Abs. 3 oder § 38 a Abs. 3“ ersetzt.

§ 45 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 Nr. 3 wird die Angabe ,,Satz 3“ durch die
Angabe ,Sétze 3 und 4“ ersetzt.

b) In Absatz 4 Nr. 3 wird die Angabe ,, Abs. 3“ durch die
Angabe ,Abs. 4“ ersetzt.

§ 46 Abs. 3 wird wie folgt gedndert:

a) In Satz 1 werden nach dem Wort ,verschreibungs-
pflichtige” ein Komma und das Wort ,apotheken-
pflichtige” eingefiigt.

b) Satz 4 erhilt folgende Fassung:
,*Satz 1 gilt nicht fiir Aufwendungen fiir

1. Arzneimittel zur Anwendung bei Erkéaltungskrank-
heiten und grippalen Infekten einschliefSlich der
bei diesen Krankheiten anzuwendenden Schnup-
fenmittel, Schmerzmittel, hustenddampfenden und
hustenlésenden Mittel,

2. Mund- und Rachentherapeutika, es sei denn, dass
sie zur Behandlung von Pilzinfektionen oder von
geschwiirigen Erkrankungen der Mundhohle oder
zur Behandlung nach einem chirurgischen Eingriff
im Hals-, Nasen- oder Ohrenbereich verordnet
werden,

3. Abfiihrmittel, es sei denn, dass sie

a) zur Behandlung von Erkrankungen in Zusam-
menhang mit Tumorleiden oder zur Behand-
lung von Megacolon, Divertikulose, Divertiku-
litis, Mukoviszidose oder neurogener Darml&h-
mung oder

b) vor diagnostischen Eingriffen, bei phosphat-
bindender Medikation bei chronischer Nieren-
insuffizienz, bei der Opiattherapie oder Opioid-
therapie oder in der Terminalphase

verordnet werden,

4. Arzneimittel gegen Reisekrankheit, es sei denn,
dass sie gegen Erbrechen bei einer Tumortherapie
oder bei anderen Erkrankungen verordnet werden,
sowie

5. Arzneimittel, bei deren Anwendung eine Erho-
hung der Lebensqualitdt im Vordergrund steht.”

§ 47 Abs. 1 wird wie folgt gedndert:
a) Es wird der folgende neue Satz 7 eingeftigt:

»’Den Belegen iiber Aufwendungen fiir Leistungen
nach den §§ 33 bis 36 ist die Leistungszusage oder die
Leistungsabrechnung der privaten oder sozialen Pfle-
geversicherung beizuftigen, bei wiederkehrenden Leis-
tungen nur bei der erstmaligen Beantragung.”

b) Der bisherige Satz 7 wird Satz 8 und wie folgt gedn-
dert:

Nach dem Wort ,,Belege” werden die Worte ,,sowie die
Leistungszusage oder die Leistungsabrechnung nach
Satz 7“ eingefiigt.
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30. §50 wird wie folgt gedndert:

31.

32.

Am Ende der Nummer 2 wird das Wort ,,und“ durch
ein Komma ersetzt.

Der Nummer 3 wird das Wort ,,und” angefiigt.
Es wird die folgende Nummer 4 eingeftigt:

4. fir eine familienorientierte Rehabilitation dem
erkrankten Kind“.

Anlage 1 wird wie folgt geédndert:

a)

Beim zweiten Spiegelstrich erhélt Satz 1 folgende Fas-
sung:

L4Aufwendungen sind beihilfefihig bei Behandlung
der Tendinosis calcarea, der Pseudarthrose, der Faziitis
plantaris oder der therapierefraktiren Achillodynie.”

Der bisherige achte Spiegelstrich wird neuer vierter
Spiegelstrich und wie folgt gedndert:

Die Bezeichnung ,Prostata-Hyperthermie-Behand-
lung” wird durch die Bezeichnung ,Hyperthermie-Be-
handlung” ersetzt.

Anlage 3 wird wie folgt geédndert:

a)

b)

c)

In der Anlagenbezeichnung wird in dem Klammerzu-
satz die Angabe ,,§ 12 Abs. 3 und 4“ durch die Angabe
»,§ 12 Abs. 3 und 5 ersetzt.

Der Nummer 2 wird die folgende Nummer 2.8 ange-
fugt:

,2.8 Zusatzanforderungen bei Anwendung der Eye-
Movement-Desensitization and Reprocessing-
Methode (EMDR)

Die Arztin, der Arzt, die Therapeutin oder der
Therapeut muss

1. im Rahmen der Aus- oder Weiterbildung
Kenntnisse und praktische Erfahrungen in
der Behandlung der posttraumatischen Be-
lastungsstérung und in der EMDR erworben
haben oder

2. in mindestens 40 Stunden eingehende Kennt-
nisse in der Theorie der Traumabehandlung
und in der EMDR erworben haben und min-
destens 40 Stunden Einzeltherapie mit min-
destens funf abgeschlossenen EMDR-Be-
handlungsabschnitten unter Supervision von
mindestens 10 Stunden mit EMDR durchge-
fihrt haben.

Die Zusatzqualifikationen missen an oder tiber
anerkannte Ausbildungsstitten im Sinne des § 6
des Psychotherapeutengesetzes oder an oder
tber anerkannte Weiterbildungsstitten erwor-
ben worden sein.”

Der Nummer 3 wird die folgende Nummer 3.6 ange-
fugt:

,3.6 Zusatzanforderungen bei Anwendung der Eye-
Movement-Desensitization and Reprocessing-
Methode (EMDR)

Die Arztin, der Arzt, die Therapeutin oder der
Therapeut muss

1. im Rahmen der Aus- oder Weiterbildung
Kenntnisse und praktische Erfahrungen in der
Behandlung der posttraumatischen Belas-
tungsstorung und in der EMDR erworben ha-
ben oder

2. in mindestens 40 Stunden eingehende Kennt-
nisse in der Theorie der Traumabehandlung
und in der EMDR erworben haben und min-
destens 40 Stunden Einzeltherapie mit min-
destens funf abgeschlossenen EMDR-Be-
handlungsabschnitten unter Supervision von

mindestens 10 Stunden mit EMDR durchge-
fihrt haben.

Die Zusatzqualifikationen miissen an oder tiber
anerkannte Ausbildungsstitten im Sinne des § 6
des Psychotherapeutengesetzes oder an oder
iber anerkannte Weiterbildungsstitten erwor-
ben worden sein.”

33. Die Tabelle der Anlage 4 wird wie folgt gedndert:

a) Es werden die folgenden Medizinprodukte in alpha-
betischer Reihenfolge eingefiigt:

Medizinprodukt | Anwendungsfille

,belAir® NaCl | Zur Verwendung als Tragerlosung
0,9% bei Inhalaten in Verneblern oder
Aerosolgerdten, wenn der Zusatz
einer isotonen Tragerlosung in der
Fachinformation des arzneistoff-
haltigen Inhalats zwingend vor-
gesehen ist.

ISOMOL® — Zur Behandlung der Obstipation
in Zusammenhang mit Tumor-
leiden, bei Megacolon (mit
Ausnahme des toxischen Mega-
colons), bei Divertikulose, bei
Divertikulitis, bei Mukoviszidose,
bei neurogener Darmldhmung,
bei phosphatbindender Medi-
kation bei chronischer Nieren-
insuffizienz, bei Opiat- sowie
Opioidtherapie und in der
Terminalphase bei Patientinnen
und Patienten ab Vollendung
des 12. Lebensjahres,

— zur Behandlung der Obstipation
bei Jugendlichen mit Entwick-
lungsstérungen ab Vollendung
des 12. Lebensjahres bis zur
Vollendung des 18. Lebensjahres.

Kinderlax® Zur Behandlung der Obstipation
elektrolytfrei | bei Kindern ab Vollendung des

6. Lebensmonats bis zur Vollendung
des 12. Lebensjahres.

Macrogol- — Zur Behandlung der Obstipation
ratiopharm in Zusammenhang mit Tumor-
fliissig Orange® leiden, bei Megacolon (mit

Ausnahme des toxischen Mega-
colons), bei Divertikulose, bei
Divertikulitis, bei Mukoviszidose,
bei neurogener Darmldhmung,
bei phosphatbindender Medi-
kation bei chronischer Nieren-
insuffizienz, bei Opiat- sowie
Opioidtherapie und in der
Terminalphase bei Patientinnen
und Patienten ab Vollendung
des 12. Lebensjahres,

— zur Behandlung der Obstipation
bei Jugendlichen mit Entwick-
lungsstérungen ab Vollendung
des 12. Lebensjahres bis zur
Vollendung des 18. Lebensjahres.

Microvisc® Zur Anwendung als Operationshilfe
plus in der Ophthalmochirurgie des vor-
deren Augenabschnitts.

Mosquito® med | Zur physikalischen Behandlung
Lause- des Kopfhaares bei Kopflausbefall
Shampoo 10 | bei Kindern vor Vollendung

des 12. Lebensjahres und bei
Jugendlichen mit Entwicklungs-
storungen vor Vollendung des

18. Lebensjahres.
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Medizinprodukt

Anwendungsfille

MOVICOL®
Junior
aromafrei

— Zur Behandlung der Obstipation
bei Kindern ab Vollendung des
2. Lebensjahres bis zur Vollen-
dung des 12. Lebensjahres,

— zur Behandlung der Koprostase
bei Kindern ab Vollendung des
5. Lebensjahres bis zur Vollen-
dung des 12. Lebensjahres.

myVisc Hyal
1.0

Zur Anwendung als Operationshilfe
in der Ophthalmochirurgie des
vorderen Augenabschnitts.

OPTYLURON
NHS 1,0%

Zur Anwendung als Operationshilfe
in der Ophthalmochirurgie des
vorderen Augenabschnitts.

OPTYLURON
NHS 1,4%

Zur Anwendung als Operationshilfe
in der Ophthalmochirurgie des
vorderen Augenabschnitts.

ParkoLax®

— Zur Behandlung der Obstipation
in Zusammenhang mit Tumor-
leiden, bei Megacolon (mit
Ausnahme des toxischen Mega-
colons), bei Divertikulose, bei
Divertikulitis, bei Mukoviszidose,
bei neurogener Darmldhmung,
bei phosphatbindender Medi-
kation bei chronischer Nieren-
insuffizienz, bei Opiat- sowie
Opioidtherapie und in der
Terminalphase bei Patientinnen
und Patienten ab Vollendung
des 12. Lebensjahres,

— zur Behandlung der Obstipation
bei Jugendlichen mit Entwick-
lungsstérungen ab Vollendung
des 12. Lebensjahres bis zur
Vollendung des 18. Lebensjahres.

VISMED®
Synthetische
Tranenflissig-
keit

Zur Anwendung bei Autoimmun-
Erkrankungen (Sjogren-Syndrom
mit deutlichen Funktionsstérungen
[trockenes Auge Grad 2]), bei
Epidermolysis bullosa, bei okuldrem
Pemphigoid, bei Fehlen oder
Schadigung der Tranendrise,

bei Fazialisparese oder bei
Lagophtalamus.

VISMED®
MULTI
Synthetische
Tréanenfliissig-
keit

Zur Anwendung bei Autoimmun-
Erkrankungen (Sjogren-Syndrom
mit deutlichen Funktionsstérungen
[trockenes Auge Grad 2]), bei
Epidermolysis bullosa, bei okuldrem
Pemphigoid sowie bei Fehlen oder
Schidigung der Trinendriise,

bei Fazialisparese oder bei
Lagophtalamus.”

Die Medizinprodukte ,,BSS NL250/NL500“, ,,Dr. Deppe
EndoStar®-Lavage®, ,,Globance® Lavage”, ,Globance®
Lavage Apfel“ ,Jacutin® Pedicul Fluid“, ,Laxatan® M*,
,Macrogol 1 A Pharma®“, ,Macrogol AL®, ,Macrogol
Hexal®“, ,Macrogol Sandoz®“, ,Macrocol STADA®",
,Visco HYAL 1.0“ und ,,Visco HYAL 1.4 +“ werden
gestrichen.

Bei den Medizinprodukten ,HEALON GV*“ und ,,Z-HYA-
LIN“ wird jeweils die Angabe ,,™* durch die Angabe
@ ersetzt.

Bei dem Medizinprodukt ,Lubricano® werden die
Worte ,,Steriles Gel“ gestrichen.

Die Bezeichnung des Medizinprodukts ,Padiasalin®
Inhalationslosung” wird durch die Bezeichnung
PradiaSalin® 0,9%"“ ersetzt.

34. Anlage 5 Abschnitt A wird wie folgt gedndert:

35.

36.

a)
b)

c)

In den Nummern 4 bis 6, 10 und 18 wird jeweils das
Fufnotenzeichen ,,”“ gestrichen.

In Nummer 15 werden die Fuinotenzeichen ,,'%*

strichen.

ge-

Die Fufinoten 2 und 10 werden gestrichen.

Anlage 6 wird wie folgt gedndert:

a)

Am Ende des letzten Spiegelstrichs wird nach dem
Wort ,,Podologe” der Punkt durch die Worte ,,oder Me-
dizinische Fufipflegerin oder Medizinischer Fufpfle-
ger nach § 1 des Podologengesetzes,“ ersetzt.

Es wird der folgende Spiegelstrich angeftigt:
,— Behandlerin oder Behandler, die oder der nach
§ 124 SGB V zur Abgabe von Leistungen der

Sprachtherapie zugelassen ist oder zugelassen
werden kann.“

Anlage 7 wird wie folgt gedndert:

a)

Nummer 1 wird wie folgt gedndert:

aa) Unter dem Buchstaben F wird das folgende Hilfs-
mittel alphabetisch eingefiigt:

,— Farberkennungsgerit (siehe Nummer 2)“.

bb) Unter dem Buchstaben H erhélt der sechste Spie-
gelstrich folgende Fassung:

,— Horgerdt (HdO-Gerét, Taschengerat, Horbrille,
C.R.0.S.-Gerit, drahtlose Horhilfe, Otoplas-
tik, IdO-Gerit) bis 1 500 Euro je Ohr ein-
schlieSlich der Nebenkosten ggf. zuziiglich
der Aufwendungen fiir eine medizinisch
notwendige Fernbedienung; bei teilimplan-
tiertem Knochenleitungs-Horsystem gilt der
Hochstbetrag fiir das schallaufnehmende Ge-
rat. Hohere Aufwendungen fiir ein Horgerit
sind angemessen, soweit dieses notwendig
ist, um bei Vorliegen mindestens einer an
Taubheit grenzenden Schwerhorigkeit eine
ausreichende Versorgung zu gewahrleisten.”

cc) Unter dem Buchstaben I wird das folgende Hilfs-
mittel alphabetisch eingefiigt:

,— Inkontinenzvorlagen, saugende, nur bei Vor-
liegen mindestens einer mittleren Harn- oder
Stuhlinkontinenz bis 40 Euro je Kalender-
monat*”.

Unter dem Buchstaben M wird das folgende Hilfs-
mittel alphabetisch eingefiigt:

dd)

»— Matratzenzwischenbezug (Encasing), aller-
gendicht, nur zur Sekundéir- oder Tertidr-
pravention, auch fiir ein Partnerbett, bis
100 Euro je Bezug”.

ee) Dem Buchstaben N wird der folgende Spiegel-

strich angefiigt:

»,— Neurodermitis-Overall bis 80 Euro je Overall
fir Kinder bis zur Vollendung des 12. Le-
bensjahres, wobei im Kalenderjahr Aufwen-
dungen fiir zwei Overalls beihilfefihig sind“.

ff) Buchstabe P wird wie folgt gedndert:
aaa) Im vierten Spiegelstrich wird im Klammer-

zusatz die Zahl ,,2“ durch die Zahl ,3“ er-
setzt.

bbb) Der siebte Spiegelstrich erhélt folgende Fas-
sung:
,— Psoriasiskamm®.

gg) Buchstabe S wird wie folgt gedndert:

aaa) Im siebten Spiegelstrich wird im Klammer-
zusatz die Zahl ,,3“ durch die Zahl ,4“ er-
setzt.
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bbb) Im zwolften Spiegelstrich wird der Klam-
merzusatz ,,(LucRo)“ gestrichen.

ccc) Im sechzehnten Spiegelstrich werden die
Worte ,,Spreitzschale, Spreitzwagenaufsatz“
durch die Worte ,,Spreizschale, Spreizwa-
genaufsatz” ersetzt.

b) Es wird die folgende neue Nummer 2 eingefiigt:

,2. Farberkennungsgerite

Aufwendungen fiir Farberkennungsgerite sind
beihilfefédhig bei Vorliegen einer Erkrankung des
Auges, die mit einer hochgradigen Sehbehinde-
rung oder Blindheit verbunden ist. Eine hochgra-
dige Sehbehinderung liegt vor, wenn die Seh-
scharfe maximal 5 Prozent und minimal 2 Pro-
zent (Visus < 0,05 = 1/20 und > 0,02 = 1/50)
betrdgt. Blindheit liegt vor, wenn die Sehschirfe
auf dem besseren Auge weniger als 2 Prozent (Visus
0,02 = 1/50) betrdgt oder eine vergleichbare Sto-
rung vorliegt. Eine vergleichbare Stérung liegt vor

a) bei einer Einengung des Gesichtsfeldes, wenn
bei einer Sehschirfe von 0,05 (1/20) oder we-
niger die Grenze des Restgesichtsfeldes in kei-
ner Richtung mehr als 30° vom Zentrum
entfernt ist, wobei Gesichtsfeldreste jenseits
von 50° unberiicksichtigt bleiben,

b) bei einer Einengung des Gesichtsfeldes, wenn
bei einer Sehschérfe von 0,033 (1/30) oder we-
niger die Grenze des Restgesichtsfeldes in kei-
ner Richtung mehr als 15° vom Zentrum ent-
fernt ist, wobei Gesichtsfeldreste jenseits von
50° unberticksichtigt bleiben,

c) bei einer Einengung des Gesichtsfeldes, wenn
bei einer Sehschiarfe von 0,1 (1/10) oder weni-
ger die Grenze des Restgesichtsfeldes in kei-
ner Richtung mehr als 7,5° vom Zentrum ent-
fernt ist, wobei Gesichtsfeldreste jenseits von
50° unberticksichtigt bleiben,

d) bei einer Einengung des Gesichtsfeldes, auch
bei normaler Sehschirfe, wenn die Grenze der
Gesichtsfeldinsel in keiner Richtung mehr als
5° vom Zentrum entfernt ist, wobei Gesichts-
feldreste jenseits von 50° unberticksichtigt
bleiben,

e) bei einem grofien Skotom im zentralen Ge-
sichtsfeldbereich, wenn die Sehschérfe nicht
mehr als 0,1 (1/10) betrdgt und im 50° Ge-
sichtsfeld unterhalb des horizontalen Meridi-
ans mehr als die Hélfte ausgefallen ist,

f) beieiner homonymen Hemianopsie, wenn die
Sehscharfe nicht mehr als 0,1 (1/10) betrdgt
und das erhaltene Gesichtsfeld in der Hori-
zontalen nicht mehr als 30° Durchmesser be-
sitzt,

g) bei einer bitemporalen oder binasalen Hemi-
anopsie, wenn die Sehschérfe nicht mehr als
0,1 (1/10) betrdgt und ein Binokularsehen nicht
besteht oder

h) bei vollstaindigem Ausfall der Sehrinde (Rin-
denblindheit), wenn gleichzeitig eine visuelle
Agnosie oder eine andere gnostische Stérung
vorliegt.”

c) Die bisherige Nummer 2 wird Nummer 3 und wie

folgt gedndert:

aa) In Satz 1 wird der Betrag ,,512 Euro“ durch den
Betrag ,,700 Euro® ersetzt.

bb) In Satz 3 werden die Worte ,,vier Jahre“ durch die
Worte ,,zwei Jahre“ ersetzt.

37.

38.

39.

d) Die bisherigen Nummern 3 bis 3.4 werden Nummern 4
bis 4.4.

e) Die neue Nummer 4.1 erhilt folgende Fassung:

,4.1 Aufwendungen fiir Sehhilfen zur Verbesserung
der Sehschiérfe

Aufwendungen fiir die erstmalige Anschaffung
einer Sehhilfe zur Verbesserung der Sehschérfe
sind nur beihilfefdhig, wenn eine schriftliche
Verordnung einer Fachérztin oder eines Fach-
arztes fiir Augenheilkunde vorliegt. Bei einer Er-
satzbeschaffung gentigt die Refraktionsbestim-
mung einer Augenoptikerin oder eines Augen-
optikers. Die Aufwendungen fir die Refrakti-
onsbestimmung durch die Augenoptikerin oder
den Augenoptiker sind bis zu 13 Euro beihilfe-
fahig.

Sehhilfen zur Verbesserung der Sehschérfe sind:
— Brillengléser,

— Kontaktlinsen,

— vergroflernde Sehhilfen.”

f) In den neuen Nummern 4.1.2.1 und 4.1.2.2 wird je-
weils die Angabe ,,3.1.1“ durch die Angabe ,,4.1.1° er-
setzt.

g) In der neuen Nummer 4.1.3.1 Satz 2 werden die An-
gabe ,,3.1.1“ durch die Angabe ,,4.1.1“ und die Angabe
,3.1.2 durch die Angabe ,,4.1.2 ersetzt.

h) In der neuen Nummer 4.1.3.2 wird die Angabe
,3.1.3.1“ durch die Angabe ,4.1.3.1 ersetzt.

i) In den neuen Nummern 4.2.1, 4.2.2, 4.2.3, 4.2.4,
4.2.5, 4.2.6 und 4.2.15 wird jeweils die Angabe ,,3.1“
durch die Angabe ,,4.1“ ersetzt.

Anlage 8 wird wie folgt geédndert:

a) Unter dem Buchstaben F wird das Hilfsmittel ,Farb-
erkennungsgeréit” gestrichen.

b) Unter dem Buchstaben G wird das folgende Hilfsmit-
tel alphabetisch eingeftigt:

,— Gelenkexpander*.
Anlage 9 Nr. 1 wird wie folgt gedndert:

a) In Buchstabe a wird der Betrag ,,56,43 Euro“ durch
den Betrag ,,66,75 Euro” ersetzt.

b) In Buchstabe b wird der Betrag ,,3,74 Euro“ durch den
Betrag ,,4,42 Euro” ersetzt.

Anlage 10 Abschnitt I Nr. 4 erhélt folgende Fassung:

»4. Die Aufwendungen sind nur beihilfefdhig, wenn die
Leistungen in einer der folgenden Einrichtungen er-
bracht werden:

— Berlin

— Charité-Universitdtsmedizin Berlin, Brustzen-
trum

— Dresden

— Medizinische Fakultat der Technischen Uni-
versitdt Dresden, Klinik und Poliklinik fiir
Frauenheilkunde und Geburtshilfe

— Diisseldorf

— Universitatsklinikum Diisseldorf, Klinik fir
Frauenheilkunde und Geburtshilfe

— Frankfurt a. M.

— Universitatsklinikum Frankfurt, Klinik fir
Frauenheilkunde und Geburtshilfe

— Gottingen

— Universititsmedizin ~ Gottingen, Brustzen-
trum, Gynékologisches Krebszentrum
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Hamburg

— Universitdtsklinikum  Hamburg-Eppendorf,
Klinik und Poliklinik fiir Gynédkologie, Brust-
zentrum

Hannover
— Medizinische Hochschule Hannover
Heidelberg

— Universitat Heidelberg, Institut fiir Humange-
netik

Kiel
— Universitatsfrauenklinik Kiel
Koln

— Universitdtsklinikum Koln, Zentrum Familii-
rer Brust- und Eierstockkrebs

Leipzig

— Universitdt Leipzig, Zentrum fiir Familidren
Brust- und Eierstockkrebs

Miinchen

— Technische Universitit Miinchen, Klinikum
rechts der Isar, Klinik und Poliklinik fiir Frau-
enheilkunde

— Ludwig-Maximilians-Universitdt Miinchen,
Klinik und Poliklinik fiir Frauenheilkunde

Miinster

— Universitit Miinster, Institut fiir Humange-
netik

Regensburg

— Universitdt Regensburg, Institut fiir Human-
genetik

Tibingen

— Universitdt Tibingen, Institut fir Humange-
netik, Universitatsfrauenklinik Ttbingen

Ulm

— Universitdtsklinikum Ulm, Klinik fiir Frauen-
heilkunde und Geburtshilfe

Wiirzburg
— Universitdt Wiirzburg, Institut fiir Humange-
netik”.

Artikel 2

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2017 in Kraft.

(2) Abweichend von Absatz 1 tritt

1. Artikel 1 Nrn. 15, 17 Buchst. ¢ und Nr. 19 Buchst. ¢ mit
Wirkung vom 30. Oktober 2012,

2. Artikel 1 Nr. 17 Buchst. a, Nr. 18 Buchst. a, Nr. 19 Buchst. a
und Nr. 38 mit Wirkung vom 1. Januar 2013,

3. Artikel 1 Nr. 20 mit Wirkung vom 1. Mérz 2014,

4. Artikel 1 Nr. 17 Buchst. b und Nr. 19 Buchst. b mit Wir-
kung vom 1. Januar 2015,

5. Artikel 1 Nr. 36 Buchst. e mit Wirkung vom 1. September
2016 und

6. Artikel 1 Nrn. 1, 2, 7 Buchst. b, Nrn. 13, 18 Buchst. b und ¢
und Nr. 26 Buchst. a mit Wirkung vom 1. Januar 2017

in Kraft.

Hannover, den 14. Juni 2017

Die Niedersichsische Landesregierung

Weil

Schneider
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Verordnung
zur Anderung der Verordnung
iiber die Ausbildung und Priifung
fiir den Archivdienst in der Laufbahn der Laufbahngruppe 2
der Fachrichtung Allgemeine Dienste

Vom 12. Juni 2017

Aufgrund des § 26 des Niedersidchsischen Beamtengesetzes
vom 25. Mirz 2009 (Nds. GVBL. S. 72), zuletzt geédndert durch
Artikel 8 des Gesetzes vom 20. Dezember 2016 (Nds. GVBI.
S. 308), wird im Benehmen mit dem Ministerium fiir Inneres
und Sport verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung tiber die Ausbildung und Priifung fiir den
Archivdienst in der Laufbahn der Lautbahngruppe 2 der Fach-
richtung Allgemeine Dienste vom 7. Januar 2013 (Nds. GVBI.
S. 10), zuletzt geédndert durch Verordnung vom 20. August 2014
(Nds. GVBL. S. 248), wird wie folgt gedndert:

1. § 3 wird wie folgt gedndert:
a) Die Uberschrift erhlt folgende Fassung

,Bewertung der Leistungen im Vorbereitungsdienst
fiir das erste Einstiegsamt*.

b) In Absatz 1 erhélt der einleitende Satzteil folgende Fas-
sung:

,In der Ausbildung und Priifung im Vorbereitungsdienst

nach § 1 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 sind die Leistungen mit 4.

folgenden Noten und Punkten zu bewerten:*.

2. § 29 erhélt folgende Fassung:

»§ 29
Einzelheiten der Ausbildung, Laufbahnpriifung

(1) 'Die Einzelheiten der Ausbildung und die Laufbahn-
priifung im Vorbereitungsdienst nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 richten
sich nach § 7 Abs. 3 Sitze 1 bis 3, § 9 Abs. 1 bis 4 Satz 1
und den §§ 10 bis 27 der Ausbildungs- und Prifungsord-
nung fiir den Laufbahnzweig Archivdienst im hoheren all-
gemeinen Verwaltungsdienst in Hessen (APOhDArchiv) vom
24. November 2016 (StAnz. Hessen S. 1614) sowie den
Absitzen 2 bis 4. *Die Einzelheiten der Module im Sinne
des § 7 Abs. 3 Satz 1 APOhDArchiv ergeben sich fiir die

berufspraktischen Studien und die Transferphase aus der 5.

Anlage und fiir die Fachstudien aus dem Modulhandbuch
nach § 7 Abs. 3 APOhDArchiv (Anlage 2 der Studienord-
nung fiir das Referendariat im hoéheren Archivdienst an
der Archivschule Marburg — Hochschule fiir Archivwis-
senschaft vom 8. Mérz 2013, StAnz. Hessen S. 567).

(2) 'Betreuende Mitarbeiterin oder betreuender Mitarbei-
ter im Ausbildungsarchiv im Sinne des § 13 Abs. 1 Satz 4
APOhDATrchiv ist die Ausbildungsleiterin oder der Ausbil-
dungsleiter. *Fiir bestandene Modulpriifungen werden Leis-
tungspunkte nach dem European Credit Transfer System
(ECTS) vergeben. °Ein Leistungspunkt entspricht einem
durchschnittlichen Arbeitsaufwand von 27 bis 30 Stunden.
“Die berufspraktischen Studien umfassen vier Module und
42 ECTS-Punkte. *Der Vorbereitungsdienst umfasst insge-

(3) 'Die Modulpriifungen der berufspraktischen Studien
werden am Landesarchiv abgelegt. ?Die oder der jeweilige
Modulverantwortliche stellt die Priifungsaufgaben. *Sie oder
er und eine weitere vom Landesarchiv aus dem Kreis der
Modulverantwortlichen bestimmte Person bewerten die
Priifungsleistung. *Weichen die Einzelbewertungen von-
einander ab, so gilt der Mittelwert; es wird nach § 18 Abs. 3
Sétze 2 und 3 APOhDArchiv gerundet. *Betrégt die Abwei-
chung bei einer schriftlichen Prifungsleistung drei oder
mehr Punkte, so bestimmt das Landesarchiv eine weitere
Person aus dem Kreis der Modulverantwortlichen. *Diese
kann sich fir eine der beiden Einzelbewertungen oder fiir
eine dazwischen liegende Punktzahl entscheiden.

(4) Besteht eine Modulpriiffung der berufspraktischen
Studien aus mehreren Priufungsteilen, so gehen die Bewer-
tungen in den einzelnen Priifungsteilen zu gleichen Teilen
in die Punktzahl der Bewertung der Priifungsleistung ein;
es wird nach § 18 Abs. 3 Sétze 2 und 3 APOhDArchiv ge-
rundet.”

§ 30 wird gestrichen.
§ 31 erhalt folgende Fassung:

»§ 31

Ubergangsvorschriften

Fiir Referendarinnen und Referendare, die sich am 1. Ja-
nuar 2017 im Vorbereitungsdienst befinden, sind die
§§ 29 und 30 sowie die Anlage zu § 29 Satz 2 dieser Ver-
ordnung in der am 31. Dezember 2016 geltenden Fassung
weiterhin anzuwenden mit der Mafgabe, dass sich das
Runden nach § 17 Abs. 3 Satz 3 der Ausbildungs- und Prii-
fungsordnung fiir den hoheren Archivdienst in Hessen
vom 14. Dezember 2012 (StAnz. Hessen 2013 S. 26), gedn-
dert durch Verordnung vom 5. Dezember 2013 (StAnz.
Hessen S. 1591), richtet.”

Die Anlage (zu § 29 Satz 2) wird wie folgt geédndert:

a) Die Bezeichnung , Anlage (zu § 29 Satz 2)“ wird durch
die Bezeichnung ,,Anlage (zu § 29 Abs. 1 Satz 2)“ er-
setzt.

b) In allen Modulen wird jeweils in Nummer 9 die Ver-
weisung ,,§ 17 der Ausbildungs- und Prifungsordnung
fir den hoheren Archivdienst in Hessen“ durch die
Verweisung ,,§ 18 der Ausbildungs- und Priifungsord-
nung fir den Laufbahnzweig Archivdienst im héheren
allgemeinen Verwaltungsdienst in Hessen“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2017 in

samt 122 ECTS-Punkte. Kraft.

Hannover, den 12. Juni 2017

Niedersichsische Staatskanzlei

Mielke

Staatssekretéar
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Anderung

der Gemeinsamen Geschiftsordnung der Landesregierung
und der Ministerien in Niedersachsen

Die Landesregierung hat am 13. Juni 2017 die nachstehenden 6. § 29 wird wie folgt gedndert:

Anderungen der Gemeinsamen Geschéftsordnung der Landes-
regierung und der Ministerien in Niedersachsen vom 30. Méarz
2004 (Nds. GVBL. S. 107), zuletzt gedndert durch Beschluss
vom 19. Juli 2016 (Nds. GVBI. S. 158), beschlossen:

1. § 10 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

»(2) Die Staatskanzlei tibersendet die Vorlagen an die
Ministerinnen und Minister.“

b) Absatz 3 Satz 2 erhélt folgende Fassung:

,“Die Besprechungen, die Besprechungsniederschrift und
die vorbereitenden Sitzungsunterlagen sind vertraulich.”

2. §12 Abs. 4 Satz 1 erhilt folgende Fassung:

,'Die Niederschrift einschlieflich der Kabinettsvorlagen
und die vorbereitenden Sitzungsunterlagen sind vertrau-
lich.”

3. In § 18 Abs. 3 Satz 1 wird die Verweisung ,,§ 64 des Nie-
dersdchsischen Beamtengesetzes“ durch die Verweisung
,§ 36 des Beamtenstatusgesetzes* ersetzt.

4. Dem § 23 wird der folgende Absatz 5 angeftigt:

,(5) 'Die Staatskanzlei veroffentlicht das Stimmverhalten
der Landesregierung im Bundesrat und im Europakam-
merverfahren. *Die die einheitliche Stimmabgabe vorbe-
reitenden Unterlagen und Vermerke einschlieflich der
Unterlagen zu den Ausschussberatungen und des Stimm-
bogens sind vertraulich. *Satz 2 gilt fiir Sitzungen des Ver-
mittlungsausschusses entsprechend.”

5. Dem § 26 wird der folgende Absatz 3 angeftigt:
,(3) Der bei der Vorbereitung von Veréffentlichungen

und Mitteilungen an die Presse anfallende Schriftverkehr
ist vertraulich.”

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 und wie folgt ge-
andert:

In Satz 1 wird das Wort ,Regierungschefs“ durch die
Worte ,Regierungschefinnen und Regierungschefs” er-
setzt.

b) Es werden die folgenden Absitze 2 und 3 angefugt:

»(2) 'Die Landesregierung wirkt in tiberregionalen
Angelegenheiten mit den anderen Liandern untereinan-
der und mit dem Bund zusammen. *Dies geschieht un-
ter anderem regelméfig in Konferenzen der Regierungs-
chefinnen und Regierungschefs (MPK), Besprechungen
der Bundeskanzlerin oder des Bundeskanzlers mit den
Regierungschefinnen und Regierungschefs der Lander,
Konferenzen und Besprechungen der Fachministerin-
nen und Fachminister oder in Konferenzen und Be-
sprechungen der Chefinnen und Chefs der Staats- und
Senatskanzleien oder der Staatsekretdrinnen und Staats-
sekretire der Liander — auch mit dem Bund. *Bespre-
chungsniederschriften und vorbereitende Sitzungsun-
terlagen sind vertraulich.

(3) Die Staatskanzlei leitet das Protokoll tiber die Be-
sprechung der Bundeskanzlerin oder des Bundeskanz-
lers mit den Regierungschefinnen und Regierungschefs
der Linder an den Landtag und an den Ausschuss fir
Bundes- und Europaangelegenheiten, Medien und Re-
gionalentwicklung sowie an die Fraktionen im Landtag
weiter.”

. In § 42 Abs. 3 werden die Worte ,Hauptstaatsarchiv in

Hannover” durch die Worte , Landesarchiv — Standort Han-
nover —*“ ersetzt.

. Dieser Beschluss tritt am 13. Juni 2017 in Kraft.

Hannover, den 13. Juni 2017

Der Niedersichsische Ministerprasident
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_ Bekanntmachung
der Anderungen der Geschiftsordnung
des Niedersichsischen Landtages

Vom 15. Juni 2017

Der Landtag hat in seiner 131. Sitzung am 13. Juni 2017 die
folgenden Anderungen der Geschéftsordnung des Niederséch-
sischen Landtages vom 4. Mérz 2003 (Nds. GVBL. S. 135), zu-
letzt gedndert durch Beschluss vom 15. Dezember 2014 (Nds.
GVBL. S. 505), mit Wirkung vom 1. September 2017 wie folgt
beschlossen:

1. In § 45 Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 2 werden nach dem Wort
wfordert” die Worte ,,sie oder” eingefiigt.

2. §50 Abs. 1 erhélt folgende Fassung:

(1) "Eingaben an den Landtag iiberweist die Prasidentin
oder der Prasident an den Petitionsausschuss. >Abweichend
von Satz 1 iiberweist sie oder er Eingaben zu Gesetzent-
wiirfen und selbststdndigen Antrdgen nach § 38 Abs. 1 an
den fiir deren Beratung zustdndigen Ausschuss. *Dies gilt
auch fiir zundchst nach Satz 1 tiberwiesene Eingaben,
wenn nachtréglich ein den Gegenstand der Eingabe betref-
fender Gesetzentwurf oder selbststédndiger Antrag zur Aus-
schussberatung tiberwiesen worden ist.”

3. §51 erhélt folgende Fassung:

»§51

Behandlung im Ausschuss

(1) 'Die oder der Vorsitzende bestimmt fiir jede dem Pe-
titionsausschuss tiberwiesene Eingabe zwei Ausschussmit-
glieder, die fiir die Berichterstattung zustéindig sind. *Von
diesen muss ein Mitglied einer Fraktion angehoren, die die
Landesregierung trégt, und ein Mitglied einer anderen Frak-
tion. *Die oder der Vorsitzende entscheidet, ob zu der Ein-
gabe eine Stellungnahme des zustindigen Fachministeri-
ums eingeholt werden soll.

(2) '"Auf Ersuchen der Einsenderin oder des Einsenders
kann die Prasidentin oder der Préasident die Eingabe auf ei-
ner Internetseite des Landtages veroffentlichen, um deren
elektronische Mitzeichnung zu erméglichen (6ffentliche Ein-
gabe), wenn der Petitionsausschuss dies empfiehlt. *Die Ver-
offentlichung setzt voraus, dass der Gegenstand der Ein-
gabe von offentlichem Interesse ist und in angemessenem
Umfang sachlich dargestellt wird. *Die Mitzeichnung wird
fiir sechs Wochen ab dem Tag der Verdffentlichung ermog-
licht.

(3) 'Die fir die Berichterstattung zustindigen Aus-
schussmitglieder konnen sich mit Zustimmung der oder
des Ausschussvorsitzenden vor Ort tiber den Sachverhalt
unterrichten. *Der Ausschuss kann einzelnen anderen Aus-
schussmitgliedern auf deren Antrag die Teilnahme an der
Unterrichtung gestatten. *Die Landesregierung ist von der
Unterrichtungsabsicht in Kenntnis zu setzen.

(4) 'Die fir die Berichterstattung zustindigen Aus-
schussmitglieder schlagen dem Petitionsausschuss gemein-
sam oder gesondert einen bestimmten Beschluss tiber die
Eingabe (§ 52) vor. *Der Petitionsausschuss kann eine Stel-

lungnahme anderer Ausschiisse einholen. *Er kann die Ein-
senderin oder den Einsender ergédnzend schriftlich oder
miindlich anhéren. *Die Einsenderin oder der Einsender ist
mindlich anzuhéren, wenn eine 6ffentliche Petition von
mindestens 5 000 Personen elektronisch mitgezeichnet
wurde.

(5) 'Der Petitionsausschuss soll seine Beschlussempfeh-
lung (§ 52) so rechtzeitig vorlegen, dass der Landtag tiber
die Eingabe innerhalb von hochstens sechs Monaten nach
Eingang abschliefend beschlieflen kann. *Kann der Vor-
schlag nach Absatz 4 Satz 1 nicht so rechtzeitig vorgelegt
werden, dass diese Frist eingehalten werden kann, so haben
die fir die Berichterstattung zustdndigen Ausschussmit-
glieder den Petitionsausschuss tiber die Griinde zu infor-
mieren.

(6) 'Eingaben zu Gesetzentwiirfen und selbststindigen
Antrdgen nach § 38 Abs. 1 werden von der Prisidentin
oder dem Prasidenten als Beratungsmaterial an alle Mit-
glieder der fir die Beratung zustdndigen Ausschiisse und
an die Landesregierung verteilt. ?Die Absétze 1 bis 5 finden
keine Anwendung.”

. In § 52 Abs. 3 wird das Wort ,,Antrdgen” durch die Worte

,selbststindigen Antrdgen nach § 38 Abs. 1 ersetzt.

. § 54 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 wird das Wort , Entscheidungen” durch
das Wort ,,Beschliisse” ersetzt.

bb) Es wird der folgende Satz 3 angefiigt:

,*Die Beschliisse des Landtages tiber éffentliche Ein-
gaben teilt die Prasidentin oder der Prasident auch
auf einer Internetseite des Landtages mit.“

b) Es wird der folgende Absatz 4 angefiigt:

,(4) "Der Petitionsausschuss legt dem Landtag einmal
jdhrlich einen Bericht tiber seine Tétigkeit vor. *Der Be-
richt wird als Landtagsdrucksache verteilt.”

. § 93 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 Satz 3 erhilt folgende Fassung:

,’Die Priifung der Haushaltsrechnungen und die Be-
handlung von Eingaben erfolgt in nichto6ffentlicher Sit-
zung, dies gilt nicht fiir die Behandlung von o6ffent-
lichen Eingaben sowie Eingaben zu Gesetzentwiirfen
und Antrdgen nach § 38 Abs. 1.“

b) In Absatz 4 Satz 2 wird die Angabe ,Satz 1“ gestrichen.

. § 95 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 Satz 4 wird die Verweisung , Absatz 4“
durch die Verweisung ,, Absatz 5“ ersetzt.

b) In Absatz 6 Satz 2 wird die Angabe ,und 4“ durch die
Angabe ,,und 5 ersetzt.

Hannover, den 15. Juni 2017

Der Prisident des Niedersichsischen Landtages

Bernd Busemann
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Bekanntmachung
iiber die Hohe der Grundentschidigung
der Abgeordneten ab dem 1. Juli 2017

Aufgrund des § 6 Abs. 4 Satz 6 des Niedersédchsischen Ab-
geordnetengesetzes (NAbgG) in der Fassung vom 20. Juni 2000
(Nds. GVBL. S. 129), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 19. Au-
gust 2016 (Nds. GVBI. S. 160), wird Folgendes bekannt ge-
macht:

Nach § 6 Abs. 4 Sétze 1 und 5 NAbgG wird die Grundentsché-
digung jeweils zum 1. Juli eines Jahres an die Einkommens-
entwicklung angepasst, wenn der Landtag die Anpassung be-
statigt.

Das Landesamt fiir Statistik Niedersachsen hat dem Prési-
denten des Landtages nach § 6 Abs. 4 Satz 3 NAbgG mitge-
teilt, dass sich der fiir die Anpassung der Grundentschadigung
nach § 6 Abs. 4 Satz 2 NAbgG zugrunde zu legende Nominal-
lohnindex fiir Niedersachsen in der Zeit vom 31. Dezember
2015 bis zum 31. Dezember 2016 um 1,9 % erhoht hat. Der
Landtag hat mit Beschluss vom 14. Juni 2017 die daraus fol-
gende Anpassung der Grundentschéddigung um 1,9 % bestétigt.

Ab dem 1. Juli 2017 betrdgt die Grundentschddigung der
Abgeordneten nach § 6 Abs. 1 NAbgG damit 6 809,85 Euro.

Hannover, den 15. Juni 2017
Der Prasident des Niedersichsischen Landtages

Bernd Busemann

Herausgegeben von der Niedersdchsischen Staatskanzlei

Verlag: Schliitersche Verlagsgesellschaft mbH & Co. KG, Hans-Bockler-Allee 7, 30173 Hannover; Postanschrift: 30130 Hannover, Telefon 0511 8550-0,
Telefax 0511 8550-2400. Druck: Gutenberg Beuys Feindruckerei GmbH, Langenhagen. Erscheint nach Bedarf. Laufender Bezug und Einzelstiicke
konnen durch den Verlag bezogen werden. Bezugspreis pro Jahr 56,30 € (einschliefilich 3,68 € Mehrwertsteuer und einschliefilich 9,20 € Portokosten-
anteil). Bezugskiindigung kann nur 6 Wochen vor Jahresende schriftlich erfolgen. Einzelnummer je angefangene 8 Seiten 1,05 €. ISSN 0341-3497.
Abonnementservice Christian Engelmann, Telefon 0511 8550-2424, Telefax 0511 8550-2405

Einzelverkaufspreis dieser Ausgabe 3,15 € einschlieBlich Mehrwertsteuer zuziiglich Versandkosten

190



	Inhalt GVBl. Nr. 10 vom 22. Juni 2017
	Gesetz zur Änderung des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes
	Verordnung zur Änderung der Niedersächsischen Beihilfeverordnung
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